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KURZ BERICHTET
BERLIN:

GdP bei Bundespräsident
Johannes Rau

Der erste Mann im Staate hat
ein Novum kreiert. Erstmals hat
ein Bundespräsident kurz vor
dem 1. Mai Arbeitnehmer-
vertreter in den Amtssitz des
Bundespräsidenten, ins Schloss
Bellevue in Berlin, eingeladen.
Hohe Wertschätzung zollte
Johannes Rau seinen Gästen:
„Dieses Haus hat schon viel ge-
sehen, aber noch nie so viel ver-
sammelte betriebliche Praxis und
Erfahrung. Ich habe Sie eingela-
den, weil Sie wissen sollen: Die
wichtige Arbeit, die Sie in den
Betrieben tun, bleibt nicht unbe-
merkt, und sie wird gewürdigt.“

Die Erfahrung zeige, so Rau,
dass Betriebs- und Personalräte
in den allermeisten Fällen dann

besonders gut und wirksam et-
was für ihre Kolleginnen und
Kollegen tun können, wenn sie
die Unterstützung einer starken
Gewerkschaft haben.

„Wenn Unternehmen in
Schwierigkeiten stecken – und
das Management ist da ja nicht
immer unbeteiligt – sind oft Be-
triebsräte und Gewerkschafter
ganz vorne dabei, wenn es dar-
um geht, den Betrieb zu moder-
nisieren und die Arbeit neu zu
organisieren.“ Es gäbe viele
praktische Beispiele für betrieb-
liche Innovation, die öffentlich
viel zu wenig wahrgenommen
würden.

tetz

NEUE STEUERUNGSMODELLE IN DER POLIZEI:

Fehlsteuerung?
„Frustration und Ablehnung“

stellten der Wissenschaftler Pro-
fessor Dr. Hans-Jürgen Lange in
einer Untersuchung des Neuen
Steuerungsmodells in der Polizei
durch die Forschungsgruppe
polikon am Rhein-Ruhr-Institut
in Duisburg fest: Polizistinnen
und Polizisten seien keine
Modernisierungsverweigerer,

Johannes Rau während des Empfangs im Gespräch mit der GdP-
Delegation

Foto: Presse- und Informationsamt der Bundesregierung/Gebhardt

MECKLENBURG-VORPOMMERN

Tarifverhandlungen

BERLIN:

Größter Einsatz in der Berliner
Polizei-Geschichte

Ab dem 28. April 2004 mittags
lief der größte Einsatz in der Ge-
schichte der Berliner Polizei. An-
lässlich der OSZE-Konferenz mit
US-Außenminister, des Staatsbe-
suchs des israelischen Präsidenten
und der Gala zur EU-Erweite-
rung schützten insgesamt 9 000
Beamtinnen und Beamte aus dem
gesamten Bundesgebiet vier Tage
lang hochrangige Politiker und
Gäste aus Wirtschaft und Kultur.
Und kaum waren diese abgereist,
begannen die Demonstrationen,
Provokationen und Feste und um
den 1. Mai.

Unter dem Motto „Unser
Europa – frei gleich gerecht“ de-
monstrierten auch in Berlin über

Im Rahmen des Tarifvertrags
Soziale Absicherung haben am
20. April 2004 die Gewerkschaf-
ten des Öffentlichen Dienstes im
DGB mit den Arbeitgebern des
Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern in Schwerin die Tarif-
verhandlungen zur Sozialen Ab-
sicherung aufgenommen. Die
Tarifvertragsparteien tauschten
ihre unterschiedlichen Positio-
nen zum Anwendungsbereich

des Tarifvertrages, Höhe der pro-
zentualen Arbeitszeitabsenkung
bei gleichzeitigem Lohn- und
Gehaltsverzicht sowie Laufzeit
des Tarifvertrages und Dauer des
Kündigungsschutzes aus. Das
Arbeitgeberangebot war für die
Gewerkschaften in keiner Weise
annehmbar, doch bei den Ver-
handlungen am 29./30. April kam
ein akzeptables Ergebnis zustan-
de (s. S. 23) .                         kör

könnten aber die Begriffe „Kun-
den, Dienstleistungen und Wirt-
schaftlichkeit“ nur begrenzt in
ihren Alltag integrieren.

Die Studienergebnisse wur-
den auf einer gemeinsamen Pres-
sekonferenz mit der Hans-
Böckler-Stiftung und der GdP
am 6. Mai in Düsseldorf vorge-
stellt (siehe ab s. 6.).             tetz

25 000 Menschen – bundesweit
waren es rund 500 000 – für Än-
derungen in der Sozial- und Wirt-
schaftspolitik.

Und wie jedes Jahr versuchten
Chaoten aller Couleur, sich um
den 1. Mai herum gewaltsam aus-
zutoben. Doch das Konzept der
Polizei ist aufgegangen: Deeska-
lation so weit wie möglich, aber
auch energischer Zugriff, wenn
die ersten Steine oder Flaschen
fliegen.

So gab es insgesamt viel Aner-
kennung für den polizeilichen Ein-
satz und sogar der Regierende
Bürgermeister Klaus Wowereit
fand anerkennende Worte für die
„große Professionalität“ (s. auch
S. 37)            tetz

NDP-Demo am 1. Mai in Berlin: Hitze und die ewigen Parolen der
Neonazis machten den Kollegen sichtbar zu schaffen. Foto: Holecek
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Erstmals Vereinbarung für
Beamte abgeschlossen
Am 11. August 2003 hatten

die Öffentlichen Dienstgewerk-
schaften in Brandenburg und
die Landesregierung ein Eck-
punktepapier zu einem Solidar-
pakt vereinbart. Hintergrund
sind die Einsparungsbestre-

bungen der Landesregierung
im Personalbereich von 100
Mio. jährlich von 2004 bis 2006.
Die ÖD-Gewerkschaften hat-
ten immer betont, dass sie für
die desolate Haus-haltslage
nicht verantwortlich zeichnen,
aber angesichts der Drohung
mit betriebsbedingten Kündi-
gungen zu Verhandlungen be-
reit sind. Im Eckpunktepapier
war vereinbart, die Einsparun-
gen zu gleichen Teilen auf den
Arbeitnehmerbereich und auf
den Bereich der Beamten auf-

zuteilen. Für den Tarifbereich
wurde ein Sozialtarifvertrag am
5. Februar 2004 unterzeichnet,
der die durchschnittliche Kür-
zung der Arbeitszeit und des Ge-
haltes um 5 % bis 2006 vorsieht,
aber auch den Kündigungsschutz

bis 2009 festschreibt.
Am 12. Mai 2004 wurde

nunmehr die Vereinbarung über
Personalkostenreduzierungen
im Bereich der Besoldung, Ver-
sorgung und Beihilfe der Beam-
ten und Richter unterzeichnet –
eine Bedingung der Öffentlichen
Dienstgewerkschaften bevor sie
zu Tarifverhandlungen bereit
waren. Dabei ist klar, dass eine
Vereinbarung keine gesetzliche
Regelung ist, dennoch hat sie
eine hohe Bindungswirkung im
Sinne eines Vertrages.

BRANDENBURG:

GPEC® AKTUELL:

Fachmesse für Polizei- und Spezialausrüstung
Die GPEC® wird vom 8. bis 10.

Juni in Leipzig eine umfassende
Palette von Produkten und
Dienstleistungen für Polizei, Zoll,
Strafvollzug, Verfassungsorgane,
Militär und deren Spezialeinheiten
präsentieren. Hinzu kommt ein
umfangreiches und interessantes

Kriminelle greifen in Deutsch-
land immer häufiger zur Schuss-
waffe. Die Polizeiliche Kriminal-
statistik (PKS) weist für das Jahr
2003 einen erheblichen Anstieg
beim Schusswaffengebrauch aus.
Geschossen wurde in 6 283 Fäl-
len, das ist eine Zunahme gegen-
über 2002 um 13,7 Prozent. Die
Fälle des Drohens mit einer
Schusswaffe nahmen hingegen
„nur“ um 1,6 Prozent auf 11 054
Fälle zu.

Der Besorgnis erregende An-
stieg beim tatsächlichen Ge-
brauch von Schusswaffen gehört
zu den signifikantesten Belegen
dafür, dass die Neigung zur
Gewaltanwendung deutlich zu-
genommen hat.

Der Blick in die Statistik zeigt
allerdings auch, dass die Verhält-
nisse schon erheblich schlimmer
gewesen sind. Zu Beginn der ge-
sonderten Erfassung der Schuss-
waffenverwendung 1971 war die
Zahl des Schusswaffengebrauchs
mehr als doppelt so hoch wie im
Jahr 2003; sie lag damals bei
12 904 Fällen. Danach sanken die
Fallzahlen kontinuierlich bis zum
Tiefststand im Jahre 1990 mit
4 125 Fällen. Zu berücksichtigen
ist hierbei, dass sich diese Zah-
len auf die „alte“ Bundes-
republik Deutschland beziehen.
Seit der Zählung in Deutschland
nach dem Gebietsstand vom 3.
Oktober 1990 sind die Fallzahlen
wieder angestiegen, mit einem
Höchststand von 8 471 Fällen im
Jahr 1996. Seither gingen die Fall-
zahlen zurück bis zum Tiefst-
stand des Jahres 2002 mit 5 528
Fällen. Das Jahr 2003 zeigt nun
den Besorgnis erregenden An-
stieg um 13,7 Prozent. (siehe
auch S. 14)

W. D.

POLIZEILICHE KRIMINAL-
STATISTIK

Kriminelle
greifen immer
öfter zur
Schusswaffe

In der Vereinbarung ist aus-
drücklich festgehalten, dass die
ÖD-Gewerkschaften weiterhin
die Kürzungen bei den Ein-
kommen im Arbeitnehmer, Be-
amten- und Richterbereich
auch aus volkswirtschaftlichen
Gründen nicht für sachgerecht
halten. Die Einsparungen von
50 Mio. Euro im Beamten-
bereich sollen wie folgt er-
bracht werden:
• 5,5 Mio. Euro durch Verschie-
bung der bundesgesetzlichen
Besoldungs- und Versorgungs-
anpassung gegenüber dem
Tarifbereich,
• 8,4 Mio. Euro durch Strei-
chung des Urlaubsgeldes,
• 27 Mio. Euro durch Kürzung
der Sonderzuwendungen,
• 3 Mio. Euro durch Einschrän-
kung der Beihilfe infolge der
Gesundheitsreform,
• 6 Mio. Euro durch eine Teil-
zeitinitiative.

Darüber hinaus ist festgelegt,
dass weitere Personalkosten-
einsparungen auf die jährlichen
50 Mio. Euro angerechnet wer-
den.

Die Landesregierung wird
eine Initiative zur verstärkten
Inanspruchnahme freiwilliger
Teilzeitbeschäftigung der Be-
amten und Richter ergreifen,
die durch den DGB unterstützt
wird. Weiterhin verpflichtet sich
die Landesregierung im Gegen-
zug, bis zum 31. Januar 2007 die
Arbeitszeit der Beamten und
Richter nicht zu erhöhen.

Mit dieser Vereinbarung ist
es in Brandenburg erstmals ge-
lungen, auf dem Weg „Verhan-
deln statt Verordnen“ ein Stück
voranzukommen.

Dr. Andreas Bernig

Rahmenprogramm mit sechs be-
gleitenden Konferenzen und Fach-
tagungen sowie einer Vielzahl von
Ausstellervorträgen und Vorfüh-
rungen.

Auf dieser Leitmesse für Poli-
zei- und Spezialausrüstung werden
ca. 430 Aussteller aus aller Welt mit

der gesamten Palette relevanter
Produkte erwartet. Unter den Aus-
stellern wird es vermehrt Ministe-
rien und Ämter mit ihren Präsen-
tationen geben. Als Neuheit und
besonders interessantes Element
wird ein Beschaffungszentrum als
Kontaktstelle errichtet.          tetz

12. Mai 2004: Unterzeichnung der Vereinbarung für Beamte –
v.l.n.r. Jörg Schönbohm (Innenminister), Dagmar Ziegler (Finanzmini-
sterin), Bernd Rissmann (DGB), Helmut Baesicke (Finanzministerium),
Axel Buggert (ver.di), Alkmene Meiwald (ver.di) und Andreas Schuster
(GdP)     Foto: Bernig
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D er Waren- und Kredit-
 betrug hat im Ver-
gleich zum Vorjahr

um 22,8 Prozent zugenommen.
Der Betrug mit rechtswidrig er-
langten Geldkarten ohne PIN
wuchs sogar um 59,9 Prozent.

Die Gewaltkriminalität
nahm im Vergleich zum Jahr
2002 um 3,4 Prozent auf
204 124 Fälle zu. Vor allem bei
Jugendlichen gibt es einen An-
stieg von Körperverletzungs-
delikten.

Das sind nur zwei Fakten aus
der Kriminalstatistik, die
Bundesinnenminister Otto
Schily am 3. Mai mit den ein-
führenden Worten vorstellte:
„Bund und Länder können –
wie in den vergangenen Jah-
ren – eine in der Gesamt-
bewertung positive Bilanz der
Inneren Sicherheit ziehen.“

Irgendwie glaubt man sich da
verhört zu haben.

Hier wird plump schöngere-
det, wo eigentlich deutliches
Problembewusstsein gezeigt
werden müsste. Doch dann
müsste man auch Konsequen-
zen ziehen. Und die kosten
Geld. Das hat man aber nicht
bzw. gibt es für anderes aus.
Also wird schöngeredet.

Um es ganz deutlich zu ma-
chen: Auch wenn Otto Schily
davon spricht, dass Deutsch-
land zu den sichersten Ländern
der Welt gehöre, muss man se-
hen, dass sich die Kriminalität
in Deutschland auf einem
enorm hohen Niveau
eingepegelt hat. Wir können die
Augen weder davor verschlie-
ßen, dass die Kriminalstatistik
eine enorme Brutalisierung der
Gesellschaft bestätigt, noch vor
der hohen Beteiligung von Ju-
gendlichen an der Gewalt-
kriminalität.

Insgesamt sei die Kinder-
und Jugendkriminalität gesun-
ken, dies müsse Ansporn sein,
die Anstrengungen zur Verhü-
tung der Kinder- und
Jugendlichendelinquenz fortzu-
setzen, so Schily weiter. Doch
lassen wir uns keinen Sand in
die Augen streuen: Sie ist ein-
deutig zu hoch! Dass das Feh-
len von Ausbildungsplätzen die
Kriminalität Jugendlicher för-
dere, ist unumstritten,
allerdings gehört zu einer
gesamtgesellschaftlichen Prä-
vention auf diesem Gebiet
ebenso eine zeitgemäße Famili-
en- und Bildungspolitik, die
Kindern und Jugendlichen so-
wohl Geborgenheit als auch
Entwicklungsmöglichkeiten
bietet und Perspektiven auf-
zeigt, denn wer all das nicht hat,
sucht sich Bestätigung am Ran-
de oder außerhalb der gesell-
schaftlichen Normen. Doch
stattdessen werden die nach-
wachsenden Generationen seit
etlichen Jahren teilweise wie
ungeliebte Stiefkinder behan-
delt.

Die Zunahme der Gewalt-
kriminalität in Großstädten wie
Frankfurt/Main, Berlin, Köln
oder Hamburg zeigt auch ein-
deutig: Die Polizei stößt vor al-
lem personell an ihre Grenzen.
Auch hier ist die Politik deut-
lich gefordert. Mit einem An-

stieg von 3,4 Prozent liegt die
Gewaltkriminalität weit über
dem Anstieg der Gesamt-
kriminalität. Zwei Drittel dieser
Fälle waren gefährliche und
schwere Körperverletzungen.

Gleichzeitig setzt sich der
Personalabbau durch die Rot-
stift-Politik in den Bundeslän-
dern weiter fort. Ich befürchte
nach wie vor, dass die Dunkel-
ziffern bei einzelnen Delikten
immer höher werden. Viele
Straftaten bleiben für die Poli-
zei unentdeckt und so mancher
Bürger resigniert, Alltags-
delikte überhaupt anzuzeigen.
Grün auf der Straße haben wir
fast nur noch zum Schutz von
Staatsbesuchen, Demonstratio-
nen oder sonstigen Staats-
ereignissen.

Wir werden darum nicht auf-
hören, immer wieder der Be-
völkerung die Wahrheit zu sa-
gen: Solange an der Polizei ge-
spart wird, so lange wird das
hohe Niveau, auf dem sich die
Kriminalität in Deutschland
eingepegelt hat, eine feste Grö-
ße bleiben und weitere bedroh-
liche Entwicklungen –
insbesondere die Bedrohung
durch den islamistischen Terro-
rismus – stehen uns bevor.

Schily dankte gleichzeitig
den Polizeibeamtinnen und
-beamten des Bundes und der
Länder für die geleistete Ar-
beit, die oftmals unter schwieri-
gen Bedingungen durchgeführt
werden müsse.

Das war nun wieder ausge-
sprochen nett gemeint. Aber
angesichts der jüngsten Spar-
maßnahmen bei der Polizei in
Bund und Ländern brauchen
wir neben verbalen Ermutigun-
gen vor allem konkrete Unter-
stützung und die Zusicherung,
dass es mit den ständigen Ein-
sparungen endlich und verläss-
lich ein Ende hat.

Zu: „Fesseln für
Ermittler“, DP 5/04

Ich möchte dem Verfasser des
(teilweise) kritisierten Artikels
ausdrücklich beipflichten und ihn
vor unredlicher Kritik in Schutz
nehmen.

In Zusammenarbeit mit dem
Urteil des Bundesverfassungsge-
richtes zum Lauschangriff hat Dr.
Beckstein, Bayerns Innenmi-
nister, darauf hingewiesen, das ein
beabsichtigter Sprengstoffan-
schlag auf das geplante jüdische
Gemeindezentrum in München
nur dank des Gesetzes verhindert
werden konnte, das jetzt vom
Bundesverfassungsgericht als ver-
fassungswidrig bewertet wurde.

Die Realität, eine unerbittliche
Lehrerin, hat dieses „Gesetz“
spätestens am 11. September 2001
bestätigt. Wer seine Ohren und
seine Augen nicht vor den beken-
nenden Verlautbarungen und Ta-
ten der Islamisten verschließt,
kann sich auch ein sehr genaues
Bild von den Gefahren machen,
die dem Westen drohen. So
schreibt Amir Taheri in „Tausend-
undeine Parole“ u. a.: „Die glei-
chen Hasspredigten ertönen aber
auch in den Moscheen von
Hamburg, Paris, London … Der
Samen des Hasses wird in mehr
als 40 000 Koranschulen gesät…“
– Örtlichkeiten, die künftig nicht
mehr abgehört werden dürfen?

Unsere hinlänglich bekannten
„Rechtsstaatler“ erinnern mich
an „Winston“, gebrochener Held
von George Orwelles „Nineteen
Eigth-Four“: „Was kann ich dage-
gen machen, dass ich sehe, was ich
vor Augen habe?“ Was im Welt-
bild von (realitätsblinden) Ideo-
logen keinen Platz hat, darf auch
keinen Platz in der Wirklichkeit
haben. Die „kognitive Disso-
nanz“ muss beseitigt werden, zu
Lasten der Tatsachen.

„Liberalität“, so wie sie unsere
„Gutmenschen“ verstehen, kön-
nen sich – Orwell sei hier nur sinn-
gemäß zitiert – freilich nur jene
leisten, deren Sicherheit garan-
tiert ist. Ähnlich John Glasworthy,
mehr sarkastisch: „Der Idealis-
mus wächst mit der Entfernung
zum Problem.“



6/2004 Deutsche Polizei  5

FORUM

(Fortsetzung auf Seite 25)

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um
möglichst viele Kolleginnen
und Kollegen zu Wort kom-
men zu lassen. Abgedruckte
Zuschriften geben nicht
unbedingt die Meinung der
Redaktion wieder. Anonyme
Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

Zusammenfassend: „Gerade
die Theoretiker des bürgerlichen
liberalen Rechtstaates sahen Ge-
währleistung der inneren und äu-
ßeren Sicherheit den wichtigsten
und den einzig legitimen Zweck
des Staates“ (Humboldt nach
dem Abdruck bei Weber-Fasa,
Der Staat 1977).

Willi Müller, Mannheim

Zu: Leid vermarktet,
DP 5/04

Wie können unsere „Herren“
es zulassen, dass ihre Mitarbeiter,
ich nenne sie treffend Untergebe-
ne, ungeschützt in einem Land
umherfahren, in dem täglich meh-
rere Soldaten ihr Leben verlie-
ren?

Es ist für mich als Polizei-
beamter des Bundes nicht nach-
vollziehbar, dass Polizeibeamte,
auch wenn sie einer Elitegruppe
angehören, in einem Land im
Kriegszustand (oder warum fah-
ren dort Panzer umher und wird
mit panzerbrechenden Waffen
umhergeschossen usw.) ihren
Dienst verrichten. In Deutschland
trainieren die Untergebenen des
Herrn Struck Kriegsszenarien
und üben für den Einsatz in
unbefriedeten Gebieten. Und die
Untergebenen von Herrn Schily
spielen Krieg. Einige davon ha-
ben nun das Spiel verloren. Und
auch deren Verwandte.

Roland Kaiser, Muggensturm

Zu: Bekämpfung des
Terrorismus, DP 4/04

Benötigen wir eine neue
Sicherheitsarchitektur für
Deutschland? Die Schaffung ei-
ner zentralen Bundesbehörde
aus BKA, BGS und Zoll, wie eine
Forderung aus dem politischen
Raum lautete, trägt eher skurri-
le Züge und bringt uns dem Ziel
der Abwehr terroristischer Ge-
fahren wohl kaum näher.

Die Bekämpfung des islami-
schen Terrorismus erfordert
Umdenken im nationalen wie
internationalen Rahmen – An-
griffsfläche bleibt ganz Europa.
Der EU-Raum hat sich neu auf-
zustellen und seine Abwehrme-
chanismen zu überprüfen. Von

elementarer Bedeutung ist ein
horizontaler wie vertikaler
Informationsaustausch. Dabei
sind Polizei und Verfassungs-
schutz aufeinander angewiesen.
Konkurrenzen haben in diesem
Zusammenspiel zurückzutreten.
Die Bedeutung der Polizei-
behörden „vor Ort“, der LKÄ
und Landesbehörden für Verfas-
sungsschutz ist immanent. Die
Zugänge, Informationskanäle,
die Bewertung szenetypischer
Milieus können nur durch Prä-
senz und Ortskenntnis zustande
kommen. In diesem Zusammen-
hang die Auflösung der Landes-
verfassungsschutzbehörden
zugunsten einer zentralen Bun-
desbehörde zu fordern, ist
populistisch und geht am Kern
der Sache vorbei. Die Ein-
bindung polizeilicher und nach-
richtendienstlicher Ressourcen,
auch auf operativer Ebene, ist
wichtig. Regionale Lagebilder
entstehen eben auch durch
Informationsverbund auf hori-
zontaler Ebene. Der Informa-
tionsaustausch zwischen BKA
und Bundesamt für Verfassungs-
schutz und der vertikalen Ebene
zu Landesbehörden muss noch
umfassender wirken. Die Bun-
desbehörden müssen in der
Lage sein, etwa durch Islam-
experten, Sprachwissenschaftler
sowie Vorhalten von operativen
Kräften personelle wie materiel-
le Unterstützung – auch und ge-
rade im informationstechnischen
Raum – zu gewährleisten. Dies
würde eine extensive Bündelung
von Informationen aus Polizei
und Verfassungsschutz bedeuten.
Kritiker sehen hier eine faktische
Aufhebung des Trennungsgebots
und eklatante Verstöße gegen
Datenschutzbestimmungen.
Aber: Unsere Verfassung ge-
währleistet dem Bürger auch das
Recht auf ein würdiges Dasein
und den Schutz vor Gewalt.

Michael Wurm, Remscheid

Versorgungsbezug bei
Renteneintritt

Im März 2004 wurde ich aus
dem aktiven Polizeidienst verab-
schiedet. Drei Tage vor meinem
60. Geburtstag erhielt ich mein
„Geburtstagsgeschenk“ vom

Landesamt für Finanzen von
Dresden in Form der Versor-
gungsbezüge nach dem Beamten-
versorgungsgesetz. Der darin ent-
haltende monatliche Versor-
gungsbezug von 801,41 Euro
(brutto) klang wie Hohn in mei-
nen Ohren und verschafften mir
schlaflose Nächte.

Wie kann ein Polizeihaupt-
meister (A 9 mit Z) auf diese Pen-
sion kommen? Ich habe im Stein-
kohlenbergbau den Beruf eines
Hauers erlernt. Diese harte und
gefährliche Arbeit Untertage
habe ich 15 Jahre verrichtet. Heu-
te ist diese Schwerstarbeit für die
Menschen kaum noch vorstellbar.
Als Entschädigung, auch für die
gesundheitlichen Folgen, erhält
der Bergmann bei Erfüllung der
Anwartschaft eine Rente. Ich er-
halte eine Rente von 384,49 Euro
von der Knappschaft.

Durch die Beendigung des
Bergbaus in der Region trat ich
1974 in die Polizei ein. Als Ver-
kehrspolizist und Unfallsach-
bearbeiter ausgebildet übernahm
ich nach der Wende die Aufnah-
me und Bearbeitung von Ver-
kehrsunfällen und insbesondere
die Aufklärung von Unfall-
fluchten in der VUA Zwickau. Es
ist für mich deshalb in keiner
Weise nachvollziehbar, dass ein
Polizeibeamter durch unrichtige
Auslegung von Gesetzen zum
Sozialfall degradiert wird. Meine
Versorgung würde ca. 1 500 Euro
(brutto) ohne Rente betragen.
Nach der Festsetzung durch das
Landesamt für Finanzen beträgt
diese aber nur 800 Euro (brutto).
Das sind 700 Euro Abzug. Weil ich
also Rente beziehe, werde ich be-
straft und erhalte ca. 316 Euro
weniger, die Rente hier schon ein-
berechnet.

Für einen Sozial- und Rechts-
staat, wie sich Deutschland gern
nennt, ist es äußerst beschämend,
wie der Beamte bei Eintritt in den
Ruhestand abgezockt wird.

Bernd Seidel, Wildenfels

Zu: Beihilfe nicht billiger,
DP 3/04

Die ganzen Diskussionen um
die Schröpfung der Beamten
geht mir langsam auf den Geist.
Wird denn nicht mal hinterfragt,
was der Staat die ganzen Jahre

mit dem eingesparten Geld ge-
macht hat? Z. B. wurden doch
bei Gehaltserhöhungen immer
0,2 % weniger erhöht, als bei An-
gestellten. Angeblich für die Pen-
sion.

Es ist doch klar, dass die Bei-
hilfe sich derzeit nicht mehr rech-
net. Schaut Euch mal den Alters-
durchschnitt auf den Dienststel-
len an. Derzeit wohl durchweg
über 40 oder gar 45 (vielleicht
auch 50). Junge Kollegen, die bei
Einstellung topfit sein müssen,
sind doch wohl kaum krank und
nehmen daher die Beihilfe kaum
in Anspruch. Da es von diesen
jungen Kollegen aber immer we-
niger gibt, steigen natürlich die
Ausgaben der Beihilfe. Frage:
„Wo ist das eingesparte Geld aus
früheren Jahren?“ Es ging wohl
ebenso unter, wie der Pensions-
beitrag. Manchmal frage ich
mich, ob man die Verantwortli-
chen nicht wegen „Untreue“ an-
zeigen müsste.

Ganz zum Abschluss möchte
ich auch nochmals erwähnen,
dass vor allem die GdP mal en-
ergisch damit argumentieren
sollte, dass ein Polizeibeamter
nicht zu vergleichen ist mit einem
Verwaltungsbeamten. Hierzu
nur einige Anregungen zum
Nachdenken. Welcher Beamte
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E ine neutrale Sichtweise
auf die gegenwärtige
R e f o r m l a n d s c h a f t

scheint schwierig.
Ministerielle Selbstdarstellun-

gen in broschürter Form oder
lokale Erfolgsmeldungen sind
noch kein Maßstab für die
Praxistauglichkeit von Konzep-
ten, die auf dem Papier schlüssig
erscheinen. Die Betroffenheit
der Mitarbeiter allein ist auch
kein unabhängiges Urteil. Eine
fundierte wissenschaftliche Un-
tersuchung hat nun das Bauch-
gefühl in eine ernst zu nehmen-
den Kritik gewandelt:

Zum Ende des Projektes
„Neue Steuerungsmodelle in der
Polizei. Veränderungen des Ver-
hältnisses von Politik, Verwal-
tung und Interessenvermittlung
im staatlichen Verwaltungs-
reformprozess, untersucht am
Beispiel der Polizeien der Län-
der und des Bundes unter beson-
derer Berücksichtigung des Lan-
des NRW“, (gefördert von der

Hans-Böckler-Stiftung) wurde
festgestellt: Das Kernproblem
des Neuen Steuerungsmodells
lässt sich als ein erhebliches
(NSM) Akzeptanzproblem bei
den Bediensteten der Polizei dar-
stellen.

Die Vorkämpfer und Moder-
nisierungsmanager der Verwal-
tungsreformen innerhalb der
Polizei hatten Kritik bislang da-
mit abgetan, dass es den Beschäf-
tigten an entsprechendem Ko-
stenbewusstsein und Verständnis
für die Rahmenbedingungen
mangele.

Prof. Dr. Werner Jann von der
Uni Potsdam stellt in der aktuel-
len Veröffentlichung der Hans-
Böckler-Stiftung „Status –
Report der Verwaltungsreform“
dazu fest:

„Es ist ja ein peinliches Para-
dox der aktuellen Management-
reformen, dass sie immer wieder
lautstark eine größere Transpa-

renz und eine dezidierte Leis-
tungs- und Wirkungsorientierung
der Verwaltung fordern – und
gelegentlich auch so tun, als sei
das eigentlich ganz einfach, wenn
man nur richtig wolle –, aber
genau diese Anforderung ekla-
tant verfehlen, wenn es um eine
transparente, nachvollziehbare
Darstellung der Resultate und
Wirkung von Verwaltungs-
reformen geht.“

Mittendrin und trotzdem
nicht dabei!

Die Reform-Forschungs-
gruppe „polikon“ unter Leitung
von Prof. Dr. Lange (Universität
Marburg)) stößt bei ihrer Unter-
suchung der Instrumente der

„Neuen Steuerung“ ebenfalls auf
eine Ablehnung durch die Be-
schäftigten. Prof. Dr. Lange und
sein Team stellten fest, „bei solch
ausgeprägten, durchgehenden
vorhandenen Akzeptanzpro-
blemen kann nicht von einzelnen
Modernisierungsverweigerern
gesprochen werden.“

So untersuchten sie jedes ein-
zelne Instrument der Neuen
Steuerungsmodelle auf Akzep-
tanz bei den Polizistinnen und
Polizisten – u. a. mit dem Resul-
tat, dass z. B. Zielvereinba-
rungen noch eher angenommen
wurden, als z. B. das Instrument
Controlling.

Es sei schon hier festgehalten
– und auch dies ist ein Ergebnis
der Wissenschaftler: Die Polizei

TITEL

Verwaltungsreformen sind nichts Neues. Sie sind seit
langem so „beliebt“ wie der tagtägliche Stau auf dem
Weg zur Dienststelle oder der morgendliche Lärm der
Müllabfuhr an einem dienstfreien Wochentag. Seit An-
fang der 90er Jahre geht es um die betriebs-
wirtschaftlich inspirierte Binnenmodernisierung der
Verwaltung im Zuge der „Neuen Steuerung“. Seither
stöhnt so mancher, der damit „gesegnet“ ist.
Unbegründet?
Zeit für eine Zwischenbilanz.

 „Modernisierung“ –
Hürden im Polizeialltag!
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eignet sich nicht als Feldversuch
für die verschiedenen Manage-
mentkonzepte von Balanced
Scorecard bis Total Quality Ma-
nagement.

Innerhalb der bisherigen
Reformprojekte, egal welchen
Namen sie tragen, konnte bislang
der Sinn des Ganzen nicht nach-
vollzogen werden.  Mit dem Ver-
such, die Organisationen in der
Polizei zu reformieren, wurde
hingegen einzig eine ausgepräg-
te „Modernisierungsbürokratie“
geschaffen.

So urteilen die Beschäftigten
z. B. über das Verfahren zur Be-
schreibung von „Produkten“:

„Man gewann den Eindruck,
dass man sich die Mühe umsonst
gemacht hat, da das Ergebnis of-
fensichtlich von vorn herein fest-
gestanden habe.“

Über „Controlling“ setzte sich
bei den Beschäftigten der Ein-
druck fest, „dass man mit großem
Aufwand Daten sammelt, die
dann aber niemand wirklich be-

nötigt, dass das Sammeln von
Daten mitunter zum Selbstzweck
wird.“

Am Beispiel der „Zielverein-

barungen“ wird das Entrücken
der Polizeiführung besonders
deutlich. Die Art und Weise, Zie-
le zu vereinbaren, wird auf der
Ebene der Polizeiführung häufig
beklagt, aber hingenommen. Bei
den Beschäftigten der operativen
Ebene stößt sie jedoch auf Kri-
tik.

Niemand solle der Basis  die
Einsicht in Veränderungen ab-
sprechen.

Keine gute Note für das Ak-
zeptanzmanagement!

Ganzheitlich Denken

Wir dürfen die Bemühungen
von Verwaltungsreformen nicht
getrennt betrachten von den an-
schließenden Organisationsent-
wicklungen. Nach der Welle der
Binnenreformen, flutet derzeit
die Welle der Organisations-
reformen durch die deutsche Po-
lizei. Die „Wasserstände“ kön-
nen derzeit in Niedersachsen,

Sachsen, Baden-
Württemberg und

Bayern   gemes-
sen  werden. Die
Fo lgeschäden

beschreibt der
Forschungsbericht

„Polizei im koope-
rativen Staat“:

„NSM ist somit
zum Synonym für all
das geworden, was
von dem Beamten
beanstandet wird.
NSM steht für den

permanenten Prozess
der Verwaltungsrefor-
men, die die Beschäftigten
überfordern und die Be-
reitschaft, neuen Model-
len, Verfahren und Instru-
menten offen gegenüber-
zustehen gegen Null sinken

lässt.“
Die anfängliche Euphorie,

eine Chance auf Abbau von Bü-
rokratie zu nutzen, ist gewichen.
Durch Selbstaufschreibungs-

prozesse, Berichtswesen
und Gremienarbeit wur-
de ein gigantischer Pa-

piertiger erschaffen und fett ge-
füttert.

Ernsthafte Entflechtungen
des Dickichts aus Gesetzen, Ver-

* Hans-Jürgen Lange, Jean-
Claude Schenck: Polizei im koo-
perativen Staat

ordnungen und Erlassen sollten
mit einer Aufgabenkritik begin-
nen. Der Modernisierungs-
apparat bindet indes nur Perso-
nal und Zeit. Da sich die Mitar-
beiter in der Polizei überaus stark
über ihren Beruf definieren, darf
es nicht verwundern, dass
insgesamt der Anstieg an büro-
kratischen Tätigkeiten bei gleich-
zeitig reduziertem Personal und
gestiegener Arbeitsbelastung be-
klagt wird.

Fremdgesteuerte Polizei
oder
der tägliche Hürdenlauf

Der wirtschaftliche Druck und
die Haushaltsmisere haben seit
Beginn der Reformen zugenom-
men. Bürokratieabbau wurde so
lediglich die Tarnung für Spar-
programme – ohne positive Wir-
kung auf die Arbeitsabläufe.

Selbst in der Kommentierung
zur PDV 100 „Führung und Ein-
satz“ heißt es dazu:

„Nunmehr wird überall in
Deutschland von neuen Steue-
rungsmodellen gesprochen und
die drängenden Finanzkrisen
bestimmen das Reformtempo.
Alle Modelle verfolgen zwar das
Ziel zu sparen, aber der Weg
dorthin führt in erster Linie über
die Beseitigung der Ursachen für
unwirtschaftliches Verwaltungs-
handeln.“

Das Handeln für die Polizei-
arbeit beginnt jedoch in den Par-
lamenten. Die Polizei bezieht
ihre Zweckbestimmung aus dem
staatlichen Gewaltmonopol.
Daraus resultiert ein staatlicher
Auftrag, der die Polizei von an-
deren Verwaltungen abgrenzt.
Bei allen Modernisierungsbe-
mühungen wird übersehen, dass
die Polizei originär als Exeku-
tiveorgan des Staates zum Ein-
satz kommt. Rechtsbindungen,
Verfügungen über Zwangsmittel
und Eingriffspflichten sind Aus-
druck dieser besonderen Rolle
im staatlichen Gefüge. Das
Tagesgeschäft ist die reine Poli-
zeiarbeit und so soll es bleiben.

Durch die vorgelegten wissen-
schaftlichen Erkenntnisse ge-
winnt diese Banalität ausdrück-
lich an Bedeutung:

In welchem Maße die Polizei
Personal und Ressourcen für
Einsätze zur Verfügung stellen
kann, kann sie nicht frei bestim-
men.

Die Untersuchungen von Prof.
Dr. Lange und seinem Team be-
legen, dass die parlamentarische
Steuerung am Beispiel Nord-
rhein-Westfalens bewusst bei der
Neuen Steuerung ausgeklam-
mert wurde: „Entgegen der Kon-
zeption des Neuen Steuerungs-
modells ist der Landtag bei der
Zielauswahl nicht beteiligt, denn
die Zielpyramide endet bei der
Ministeriumsleitung …“*

Ein Schulbeispiel für die der-
zeitige Schieflage zwischen Par-
lamenten, Regierungen und Ver-
waltungen.

Zum üblichen Aufgabenzu-
wachs wurden die Reform-
aktivitäten zu einer Belastung
des Polizeialltags – einer Belas-
tung, die einem Hürdenlauf
gleich kommt, wobei die norma-
le Stadionrunde schon beschwer-
lich genug ist.

In punkto Akzeptanz stellen

Der Autor

Jörg Radek, seit 1998
Mitglied im Geschäfts-
führenden Bundesvor-
stand der GdP; zuständig
u. a. für Verwaltungsmo-
dernisierung.
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Verweigerer und Ewiggestriger
von den Propheten der Moder-
nisierung abgestempelt zu wer-
den und sagen zu können: Es
reicht!

Aus dem GdP-Statement auf
der Pressekonferenz
Lange bevor Unterneh-

mensberatungsgesellschaften
wie Heuschrecken in alle
Lebensbereiche einfielen, gab
man sich bei der Polizei red-
lich Mühe, sich nahezu monat-
lich neu zu erfinden. Die Wur-
zel dieser Umtriebigkeit grün-
det in dem verzweifelten Ver-
such, die ständig wachsenden
Aufgaben und Anforderun-
gen mit möglichst unverän-
derten, ja am liebsten noch
geringeren Ressourcen in
Einklang zu bringen.

Dennoch: Auch die Polizei
als Teil der öffentlichen Ver-
waltung kann und will nicht
gegen den Mainstream der
Verwaltungsmodernisierung
schwimmen und bemüht sich
redlich, den Spagat zwischen
dem Sicherheitsbedürfnis des
Bürgers und den wechselnden
politischen Vorgaben auszu-
halten. Dieser Spagat wird je-
doch zur Zerreißprobe. Das
jedenfalls ist das Ergebnis ei-
ner Evaluierung der so ge-
nannten Neuen Steuerungs-
modelle für die Polizei. Ihre
wesentlichen Elemente sind
zugleich neue Begrifflich-
keiten, wie „Produkte“, „Ziel-

vereinbarungen“, „Dezen-
trale Ressourcenverantwor-
tung“, „Budgetierung“, „Con-
trolling“, „Qualitätsmanage-
ment“, „Kundenorientie-
rung.“ Bereits diese Termino-
logie, die zur Führung von
Nähmaschinenfabriken ja un-
ersetzlich sein mag, stiftete
bei der Polizei außerhalb ih-
rer Arbeitsgruppen und Kom-
missionen nur Verwirrung …

Polizistinnen und Polizisten
sind keine Modernisierungs-
verweigerer. Aber die Aus-
richtung ihrer Arbeit auf Kun-
den, Dienstleistungen und
Wirtschaftlichkeit stoßen bei
einer Eingriffsverwaltung an
ihre Grenzen. … Die Folge ist,
dass sich auch bei anfangs en-
gagierten und interessierten
Beamten schnell Frustration
und Ablehnung breit macht.

Auch die Gewerkschaft der
Polizei sperrt sich nicht gegen
Kostenbewusstsein, gegen eine
effektive Verwaltung oder ge-
gen ein modernes Manage-
ment. Dies darf aber nicht
lediglich eine Tarnung für rigo-
rose Sparprogramme sein.

die Autoren der Untersuchung
fest, dass mit der bisherigen
Reformpolitik in der Polizei, die
Bereitschaft zum Mitwirken an
Veränderungen untergraben
wurde.

Gewerkschaftliche Kritik

Der Modernisierungsprozess
wurde von der Gewerkschaft
über die Personalräte begleitet.
Die Kritik der Beschäftigten mag
nur in der Deutlichkeit und
Schärfe überraschen, nicht aber
inhaltlich. Es hat offensichtlich
erst wissenschaftlicher Erkennt-
nisse und Aussagen bedurft, um
glaubwürdig nicht als

Modernisierung ist
auf Binnenreform
reduziert
Drei Jahre lang untersuchte Prof. Dr. Hans-Jürgen Lange
mit seinem Forschungsteam die „Neuen Steuerungs-
modelle“ (NSM). Das Projekt – gefördert von der Hans-
Böckler-Stiftung – trug den sperrigen Namen: „Neue
Steuerungsmodelle in der Polizei. Veränderungen des Ver-
hältnisses von Politik, Verwaltung und Interessen-
vermittlung im staatlichen Verwaltungsreformprozess, un-
tersucht am Beispiel der Polizeien der Länder und des
Bundes, unter besonderer Berücksichtigung des Landes
NRW“. Anfang Mai wurde das Ergebnis öffentlich vorge-
stellt: DEUTSCHE POLIZEI sprach mit Prof. Dr. Lange über
das Projekt.

Welche Ziele verfolgte die Stu-
die, was sollte sie klären?
Die Studie untersuchte die Ein-
führung von Verwaltungs-
reformen und Neuen
Steuerungsmodellen (NSM) im
Bereich der Sicherheits-
verwaltung, speziell der Polizei.
Wir haben vier Fragen in den
Mittelpunkt gestellt:
•  Kann das NSM, welches in
den Kommunen entwickelt
worden ist, probleman-
gemessen auf Bereiche der
staatlichen Eingriffsverwaltung,
speziell der Polizei, übertragen
werden?
•  Inwieweit verändert das
NSM die polizeiliche Arbeit
und erreicht es hier eine größe-
re Wirksamkeit polizeilichen
Handelns?
•  Welche Auswirkungen nimmt
die Implementation der NSM
auf die Arbeitszufriedenheit
der Polizeibeschäftigten und
wie wirkt sie sich auf deren
Mitbestimmungs- und
Beteiligungsrechte aus?
•  Auf der Grundlage der ersten
drei Fragen untersuchten wir
dann die staats- und demo-
kratietheoretischen Folge-
wirkungen der Implemen-
tation der NSM in der Polizei,
vor allem hinsichtlich des
Staatsaufgabenverständnisses
und der veränderten Rolle par-
lamentarischer Entscheidungs-
und Kontrollgremien.

Diese Veränderungen haben
wir im Verlaufe der Studie ex-
emplarisch am Beispiel eines
Bundeslandes, der Landes-
polizei in NRW, vertieft.

Zu welcher Grundaussage
kommen Sie?
Nachdem wir eine ausgespro-
chen geringe Akzeptanz auf der
operativen Ebene der Polizis-
ten, zugleich aber auf der
Leitungsebene eine große Eu-
phorie feststellten, wollten wir
die Gründe dafür wissen und
weiteten unsere empirischen
Untersuchungen aus: Wir haben
in vier unterschiedlichen Be-
hörden den Dienst der Polizis-
ten in nahezu allen Tätigkeits-
bereichen begleitet, in der ge-
samten Landespolizei
insgesamt 140 mehrstündige
Experteninterviews durchge-
führt, sowohl auf der operati-
ven als auch auf der Leitungs-
ebene.
Wir kommen zu dem Ergebnis,
dass insbesondere zwei
Problembündel vorliegen: Zum
einen gab es am Beginn des
Reformprozesses keine NSM-
Variante, die speziell auf die
Bedingungen der Polizei ausge-
richtet war. Einzelne Leitungs-
beamte ergriffen sehr engagiert
die Initiative und übernahmen
vor allem die Modelle und Ver-
fahren, wie sie in der Kommu-
nalverwaltung schon einige Jah-

Die Ergebnisse der Studie
von Hans-Jürgen Lange und
Jean-Claude Schenck sind
veröffentlicht in dem Buch
„Polizei im kooperativen
Staat – Verwaltungsreform
und Neue Steuerung in der
Sicherheitsverwaltung“, VS
Verlag für Sozialwissen-
schaften Wiesbaden 2004,
Broschur, 462 Seiten, 39,90
Euro, ISBN 3-531-14243-7

MODERNISIERUNG IN DER POLIZEI
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re früher entwickelt worden
waren. Es wurde dabei aber zu
wenig berücksichtigt, dass wir
es in den Kommunen vor allem
mit einer Leistungsverwaltung
zu tun haben, die Polizei ist
aber Eingriffsverwaltung.
Zum anderen wurde die
Einführung von NSM fast aus-
schließlich unter der Binnen-
perspektive gesehen. Die ande-
ren zwingend notwendigen
Bausteine einer Verwaltungs-
reform, wie Organisations-
entwicklung (welchen Zu-
schnitt sollen die Polizei-
behörden haben), die Personal-
entwicklung (welche Verände-
rungen müssen in der Ausbil-
dung erfolgen) und die Außen-
beziehungen der Polizei (was ist
„Wirkung“ und wie soll diese
in Zusammenarbeit mit ande-
ren Behörden, mit gesellschaft-
lichen Organisationen und vor
allem mit dem Bürger erreicht
werden) wurden am Anfang
ausgeklammert,  da es sich um
sehr politische Fragen handelt,
die auch die Verwaltungs-
führung nicht allein entschei-
den kann. Von daher reformier-
te man zunächst einmal die
reinen Binnenstrukturen. Dies
konnte aber nicht gelingen,
denn die Einführung von NSM
setzt eine übergreifende Kon-
zeption voraus, was staatliche
Polizeiaufgaben sein sollen.
Angesprochen ist also die Frage
der Staatskonzeption, und wie
eine darauf abgestellte Verwal-
tung ausgerichtet sein soll. Erst
auf dieser Grundlage ist es
dann möglich, die Instrumente
von NSM, wie Produktkatalog,
Zielvereinbarungen, dezentrale
Ressourcenverantwortung,
Budgetierung und Controlling
festzulegen.

Was wollte man mit den Ele-
menten der neuen Steuerung
erreichen und woran sind sie
gescheitert?
Es sollte in erster Linie die
Effizienz, also die Wirtschaft-
lichkeit der polizeilichen Arbeit
verbessert werden. Davon ver-
sprach man sich eine erhöhte
Wirksamkeit des polizeilichen
Handelns. Es sollte auch eine
größere Flexibilität in den in-
ternen Abläufen erreicht wer-

schaftlicher zu arbeiten, ging in
der Folge schnell verloren. Dies
ist nur ein Beispiel dafür, dass
NSM mit mehr Verantwortung,
mehr Individualisierung der
Arbeitsbezüge, der Leistungs-
belohnung argumentiert, die
Beschäftigten aber sehr schnell
den Eindruck gewannen, dass
es hier um ein Einsparpro-
gramm geht. Im Ergebnis
bringt es mehr Belastung für
den einzelnen und die Dienst-
stellen. Das Vertrauen in
NSM ist somit völlig verloren
gegangen.

Ein anderer Punkt ist die öko-
nomische Sprache von NSM.
Es ist nicht gelungen, Begriffe
wie beispielsweise „Produkte“,
„Produktkataloge“ und „Cont-
rolling“ nachvollziehbar auf die
Bedingungen der Polizei hin
anzuwenden. Es ist dabei kein
Übersetzungs- und Vermitt-
lungsproblem, sondern ein
strukturelles Problem. Ein
Begriff wie Produkte, der den
Vorstellungen einer Waren-
produktion entnommen ist,
passt einfach nicht für die
Bedingungen einer Eingriffs-
verwaltung. Hier liegt eine
große Nachlässigkeit – um
nicht zu sagen Ignoranz – von
Seiten der NSM-Befürworter
vor. Man setzt sich nicht wirk-
lich mit den Erfordernissen der
Organisation Polizei
auseinander.

Es gab Kritik von den Dienst-
herren, die Beschäftigten wür-
den sich verweigern. Konnten
Sie das nachvollziehen?
Tatsache ist, dass es anfangs
eine Bereitschaft gab, sogar
eine positive Erwartung, mit
NSM zu arbeiten, dann aber
aufgrund der genannten Fehler
die potentielle Zustimmung in
schroffe Ablehnung umschlug.
Wenn nun die NSM-Befür-
worter den schwarzen Peter
ausschließlich den Beschäftig-
ten zuspielen, nicht aber bereit
sind, über die gemachten Fehler
zu reden und diese auch zu
korrigieren, entsteht hier eine
Konfrontation, die kaum mehr
auflösbar ist. An diesem Punkt
steht das NSM-Reformprojekt
zurzeit.

Muss man nun das gesamte
Modell über Bord werfen oder
haben sich auch einige Instru-
mente bewährt?
 Unsere Studie wird von den
NSM-Befürwortern so verstan-
den, als ob wir der völligen Ab-
lehnung von NSM das Wort re-
den. Dies ist gar nicht der Fall.
Wir lehnen Management,
Betriebsökonomie, auch die
NSM-Instrumente nicht grund-
legend ab. Das NSM-Modell
nimmt die Betriebsökonomie
und das Management als Leit-
bild, um danach die komplette
Verwaltung und in letzter Kon-
sequenz und unausgesprochen
sogar den gesamten Staat dar-
auf auszurichten. Dies halten
wir für verhängnisvoll. Das
NSM kann kein Leitbild, son-
dern nur notwendige Instru-
mente liefern. Wir müssen zu
einem wirkungsorientierten
Verwaltungshandeln kommen.
Dieses geht von der Frage aus,
was soll, muss und kann Polizei
in der heutigen Gesellschaft
leisten. Die Antwort darauf ist
eine immanent politische, sie
kann aber zumindest nicht auf
die Ziele von Effizienz redu-
ziert werden.

Welches wären denkbare Alter-
nativen zu dem untersuchten
Modell-Desaster – vor allem in
Hinblick auf künftige Polizei-
aufgaben?
Wir werden die schwierige
Frage diskutieren müssen, was
Polizei in der Gesellschaft tun
soll. Auf dieser Grundlage
müssen wir ein zusammenhän-
gendes Funktions-, Aufgaben-
und Organisationsverständnis
von Polizei entwickeln. Erst
dann können die notwendigen
Instrumente festgelegt werden,
wie sie z. B. der Instrumenten-
kasten „NSM“ bereitstellt. Wir
haben in unserem Buch am
Beispiel der Bedingungen der
Landespolizei in NRW einen
solchen detaillierten Funktions-,
Aufgaben- und Organisations-
vorschlag entwickelt. Dieser
geht von drei Ebenen aus: der
Ebene der Staatskonzeption,
der des wirkungsorientierten
Verwaltungshandelns und der
des Steuerungsmanagements.
Auf der Ebene der Staats-

den, beispielsweise durch Ein-
sparungen in einem Bereich,
um dadurch Mittel freizusetzen
für dringend notwendige
Beschaffungen in einem ande-
ren. Gerade an diese Aspekte
von Budgetierung knüpften
viele Polizisten sehr große Er-
wartungen. In der Umsetzung
zeigte sich dann aber, dass
freigewordene Mittel nicht für
die Verbesserung der eigenen
Organisation verwendet wer-
den konnten, sondern gekürzt
wurden. Die Motivation, wirt-

Dr. Hans-Jürgen Lange ist
Professor für Politikwissen-
schaft an der Philipps-Univer-
sität Marburg und Leiter der
Forschungsgruppe polikon
(Politische Steuerung und
Konfliktregelung) am Rhein-
Ruhr-Institut (RISP) in Duis-
burg. Seine Forschungs-
schwerpunkte sind zum einen
Staats-, Verwaltungs- und
Demokratiereformen, zum
anderen Studien zur Inneren
Sicherheit und Polizei. Da-
rüber hinaus ist er Sprecher
des Interdisziplinären Ar-
beitskreises Innere Sicherheit
(AKIS), ein Zusammen-
schluss von rund 200 Wissen-
schaftlern, die zu Sicherheits-
themen arbeiten.

In seinen aktuellen For-
schungsprojekten beschäftigt
er sich mit dem Wandel von
Staatlichkeit, insbesondere in
den sicherheitsrelevanten
Kernbereichen.

Mit dem nun vorliegenden
Forschungsergebnis vertieft
der Wissenschaftler die Unter-
suchung über Verwaltungs-
reformen innerhalb der Poli-
zei und fragt nach den Pers-
pektiven zukünftiger Polizei-
arbeit in einer von Sicher-
heitsbelangen stark beein-
flussten Gesellschaft.

MODERNISIERUNG IN DER POLIZEI
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konzeption gehen wir davon
aus, dass es einerseits eine neue
Aufgabenteilung zwischen EU,
Bund und Ländern auch in
Sicherheitsfragen geben muss,
dass es andererseits beim staat-
lichen Primat des Aufgaben-
vollzugs in der öffentlichen
Sicherheit bleiben sollte. Auf
der Ebene des Verwaltungs-
handelns wird Polizei in Zu-
kunft stärker davon ausgehen
müssen, dass sie wesentlich
deutlicher als bislang koordi-
nierende und moderierende
Aufgaben angesichts einer
wachsenden Zahl von Sicher-
heitsproduzenten (kommunale
wie private) wahrnehmen wird
müssen. Die Organisations-
entwicklung ist darauf abzustel-
len, dies betrifft die Heraus-
bildung vergleichbar großer
Polizeibehörden, die diesen
Aufgaben gewachsen sind. Es
betrifft die Personalentwick-
lung, die deutlicher in der
Ausbildung auf diese gesell-
schaftliche Einbindung
vorbereiten muss. Und es
berührt die Außenbeziehungen
der Polizei.

Ein neues Steuerungsmana-
gement muss insbesondere dar-
auf abgestellt sein. Es geht dar-
um, die Programme zur Inne-
ren Sicherheit wirkungsvoller
umzusetzen. In einer Demokra-
tie bedeutet dies, immer auch
ein Maximum an rechts-
staatlicher und bürgerrechtli-
cher Qualität zu gewährleisten.
Effizienz reicht auch hier als
Maßstab allein nicht aus. Die
Festlegung von Leistungs-
katalogen (anstelle der proble-
matischen Produktorien-
tierung), die Festlegung von
Zielen, die Möglichkeit, einge-
setzte Mittel zu budgetieren,
auch ein Controlling, welches
die Ergebnisse evaluiert, kön-
nen dann geeignet sein, um ein
solches auf Wirksamkeit ausge-
richtetes Polizeihandeln zu rea-
lisieren.

Nach Ihrem recht vernichten-
den Urteil zu den Neuen
Steuerungsmodellen – wie
wären vernünftige Verwaltungs-
reformen zu schaffen?
Unser Urteil ist gar nicht so

vernichtend. Auch an die Seite
der Kritiker von NSM muss of-
fen gesagt werden: Ein völliger
Verzicht auf alle Reformen in
der Polizei ist weder realisier-
bar noch wünschenswert.
Was ist notwendig? Alle Betei-
ligten, zu nennen sind die In-
nenministerien, die Innenaus-
schüsse der Parlamente, die
Leitungsebene der Polizei, die
Personalräte und die Polizei-
gewerkschaften, müssen sich
gewissermaßen an einen Tisch
setzen und dringend die not-
wendige Gesamtperspektive
aufzeigen.

Die Aufsplitterung des Pro-
blems in immer mehr Einzel-
perspektiven, die Einsetzung
von immer neuen Kommissio-
nen und Arbeitsgruppen und
Modellprojekten trägt weder
zur Transparenz bei noch wird
es die Akzeptanz erhöhen, weil
hier lediglich ein Wettbewerb
von immer neuen Reformzielen
verkündet wird. Nur auf
kosensualem Weg wird die not-
wendige Stabilität und Verläss-
lichkeit geschaffen werden kön-
nen, die allen Beteiligten, allen
voran den Beschäftigten, auf-
zeigt, in welche Richtung eine
Gesamtreform geht, was sie
von dem Einzelnen fordert und
in welchem Zeitrahmen die
wesentlichen Ziele erreichbar
sind.

Wie geht es mit Ihrer Arbeit
weiter?
Der analytische Teil des
Forschungsprojektes ist been-
det. Wir haben zudem in unse-
rem Buch einen Vorschlag für
eine Gesamtperspektive ausge-
arbeitet.

Der dritte und abschließende
Teil des Projektes stellt sich der
Aufgabe, die einzelnen Elemen-
te einer Gesamtperspektive mit
Experten aus Polizei, Verwal-
tung und Politik auf eine
Praxisfähigkeit hin zu überprü-
fen. Wir werden dann die Er-
gebnisse für die polizeiliche
und öffentliche Diskussion auf-
bereiten.

Das Interview führte
Marion Tetzner

MODERNISIERUNG IN DER POLIZEI
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Bei der Vorstellung der Polizei-
lichen Kriminalstatistik zog
Bundesinnenminister Schily in sei-
nen Eingangsworten  insgesamt
„eine positive Bilanz“ für das Jahr
2003. Im Anschluss daran veröf-
fentlichte er aber Zahlen, die ganz
und gar nicht dazu geeignet sind,
einen so positiven Eindruck zu ver-
mitteln: Im Jahr 2003 hat sich die
Gesamtzahl der polizeilich erfass-
ten Straftaten im Vergleich zum
Vorjahr nämlich erneut, so Schily,
um 1 Prozent auf 6 572 135 regist-
rierte Fälle erhöht. Dabei wird
sogar noch verschwiegen, dass die
Gesamtzahl nicht nur um 1 Prozent,
sondern um nahezu 1,3 Prozent
gestiegen ist, da im Erfassungs-
zeitraum in Baden-Württemberg
wegen einer technischen Umstel-
lung im Datenverarbeitungssystem
ca. 24 400 Fälle nicht bearbeitet
wurden.

Gesellschaft immer
brutaler

Auch die Warnung der Ge-
werkschaft der Polizei vor der
seit Jahren zu beobachtenden
Brutalisierung der Gesellschaft
lässt sich durch die vorgelegten
Zahlen erneut bestätigen. Mit
einem Anstieg von 3,4 Prozent
liegt die Gewaltkriminalität weit
über dem Anstieg der Gesamt-
kriminalität. Signifikant hierbei
der Anstieg der Körperver-
letzungsdelikte um 5,3 Prozent.
Zu diesem Trend passt auch
überhaupt nicht die Feststellung
Otto Schilys, dass die Entwick-
lung im Bereich der Kinder- und
Jugenddelinquenz als ausgespro-
chen positiv zu bewerten sei.
Wenn der Innenminister gleich-
zeitig einräumen muss, dass bei

den tatverdächtigen deutschen
Jugendlichen (plus 3,0 Prozent)
und nichtdeutschen Jugendli-
chen (plus 8,6 Prozent) eine Zu-
nahme bei den Körperver-
letzungsdelikten zu verzeichnen
ist, so ist eine „ausgesprochen
positive“ Bewertung der Ent-
wicklung im Bereich der Kinder-
und Jugenddelinquenz zumin-
dest fragwürdig.

Aus Sicht der Polizei gibt es
allerdings in der Tat auch etwas
Positives über die Entwicklung
der erfassten Kriminalität im
Jahr 2003 zu berichten. Die Auf-
klärungsquote wurde erneut
nicht nur bestätigt, sondern ge-
genüber 2002 (52,6 Prozent)
sogar noch auf 53,1 Prozent ver-
bessert. Insgesamt konnten im
Jahr 2003 1,8 Prozent mehr Fälle
als im Vorjahr aufgeklärt werden.
Und diese Erfolge hat die Poli-

zei erzielt, obwohl in allen Län-
dern ein zum Teil erheblicher
Stellenabbau zu verzeichnen ist.
Dazu müssen noch die erhebli-
chen Mehrbelastungen, z. B.
durch die Terrorismusbekäm-
pfung berücksichtigt werden.
Umso höher ist die Leistung der
Polizeikolleginnen und -kolle-
gen zu werten. Positiv auch, dass
die Gesamtzahl der tatver-
dächtigen Kinder (minus 6,1 Pro-
zent) und der tatverdächtigen
Jugendlichen (minus 1,3 Pro-
zent) gegenüber dem Berichts-
jahr 2002 zurückgegangen sind.

Hier nun noch einige interes-
sante Zahlen aus der Polizeili-
chen Kriminalstatistik 2003:

Steigerungen gab es in den
Bereichen:

Betrug plus 11 Prozent (da-
runter Waren- und Warenkredit-
betrug plus 22,8 Prozent); gefähr-
liche und schwere Körperverlet-
zung plus 4,5 Prozent; Straftaten

Kein Grund zur Entwarnung!

POLIZEILICHE KRIMINALSTATISTIK 2003:
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gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung plus 1,4 Prozent; Vergewal-
tigung und besonders schwere
sexuelle Nötigung plus 1,8 Pro-
zent; Hehlerei von Kfz plus 5,4
Prozent; Brandstiftung und Her-
beiführen einer Brandgefahr
plus 17,2 Prozent; Rauschgift-
delikte plus 1,8 Prozent.

Rückgänge gab es dagegen in
folgenden Deliktsbereichen:

Diebstahlskriminalität insge-
samt minus 2,0 Prozent; Woh-
nungseinbrüche minus 5,2 Pro-
zent; Ladendiebstähle minus 4,4
Prozent; Diebstähle von Kraft-
wagen minus 10,4 Prozent; Dieb-
stähle aus Kraftwagen minus 6,7
Prozent; sexueller Missbrauch
von Kindern minus 3,6 Prozent;
Wettbewerbs-, Korruptions- und
Amtsdelikte minus 9,9 Prozent.

Bei vielen Deliktsbereichen ist
mit einem großen Dunkelfeld zu

rechnen. Von daher dürfte die
Gesamtkriminalität im Jahre
2003 noch wesentlich höher lie-

gen als die erfasste Kriminalität.
In diesem Zusammenhang eine
in der Gesamtbewertung positi-

ve Bilanz der Inneren Sicherheit
zu ziehen ist umso unverständli-
cher.                                   now

Kriminalitätsverteilung nach Ländern (Quelle: BMI)
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INTERNATIONALE GEWERKSCHAFTSARBEIT

EuroCOP in Europa klar auf Kurs
Europäischer Dachverband vergrößert sich auf über 600 000 Mitglieder
und bezieht Stellung im Kampf gegen den Terrorismus

Auf der letzten Sitzung des
EuroCOP Komitees gab es Zu-
wachs für die Organisation: Die
jeweils größten Polizeigewerk-
schaften aus Italien und Grie-
chenland sind EuroCOP mit so-
fortiger Wirkung beigetreten.
Über die Mitgliedsverbände sind
jetzt über 600 000 Polizistinnen
und Polizisten an EuroCOP an-
geschlossen. Der Mitgliederzu-
wachs bedeutet natürlich auch
eine erhebliche Zunahme an po-
litischem Gewicht für den Euro-
päischen Verband der Polizei-
gewerkschaften – denn gerade auf
der europäischen Ebene gilt: Nur
wer für alle Polizisten in Europa
sprechen kann, wird auch gehört.

Und dass die Poli-
zei auf der europäi-
schen Ebene einen
Fürsprecher dringend
nötig hat, konnte man
gerade erst wieder an
der Diskussion über
die Bekämpfung des
Terrorismus in Eu-
ropa deutlich sehen:
Nach den furchtbaren
Anschlägen von Mad-
rid läutete die Politik
das altbekannte Ritu-
al des Wettlaufs der
Verbesserungsvor-
schläge ein. Schnell
war eine Vielzahl von
neuen Ideen auf dem
Tisch: die Schaffung
einer Europäischen
Sicherheitsbehörde
nach dem Modell der ameri-
kanischen CIA, ein „Koordinator
für die Terrorbekämpfung“ und
ein neuer Aktionsplan gegen den
Terrorismus waren die populärs-
ten Ideen, die im Umlauf waren.

Das alles erweckte den Ein-
druck einer zum Handeln ent-
schlossenen Politik, entpuppt sich
aber spätestens beim zweiten
Blick als purer Aktionismus.
Denn aus praktischer Sicht hakt
es bei der gemeinsamen Terror-
bekämpfung nicht in erster Linie
an einer mangelnden Beschluss-
lage in Europa, sondern an der

konsequenten Umsetzung der
bestehenden Beschlüsse durch
die nationale Politik. So wurde
der nach den Anschlägen vom
11.9.2001 ins Leben gerufene
„EU-Aktionsplan gegen den Ter-
rorismus“ bis heute zehnmal (!)
überarbeitet, ohne dass dies gro-
ße Auswirkungen auf die prakti-
sche Zusammenarbeit der Sicher-
heitsbehörden in Europa gehabt
hätte.

Im Gegenteil haben die ver-
gangenen Jahre einen ganz ande-
ren Trend gezeigt:

• Während Regierungen auf
der europäischen Ebene der Ter-
rorismus- und Kriminalitäts-
bekämpfung oberste Priorität ein-

räumen, werden auf nationaler
Ebene die für diese Aufgaben zur
Verfügung stehenden Ressourcen
gekürzt. Wenn immer weniger
Personal zur Verfügung steht, lei-
det aber als aller erstes die inter-
nationale Zusammenarbeit.

• Wichtige Beschlüsse, wie z. B.
der Europäische Haftbefehl, wer-
den durch eine schleppende nati-
onale Umsetzung unnötig verzö-
gert. Trotz Ablaufs der Um-
setzungsfrist am 1. Januar 2004
haben bis heute nicht alle EU
Staaten die Umsetzung des euro-
päischen Haftbefehls in nationa-
les Recht abgeschlossen.

• Vereinbarungen über inten-
sivere Zusammenarbeit mit Eu-
ropol und den nationalen Sicher-
heitsbehörden bzw. den Behör-
den untereinander werden nicht
realisiert.

• Darüber hinaus unterbleiben
notwendige Angleichungen des
formellen und materiellen Straf-
rechts und des Datenschutzes.
Hier, wie auch bei wichtigen
Ermittlungstechniken wie der
DNA-Analyse oder daktylosko-
pischen Verfahren, dominieren
nationale Eigenheiten über die
Notwendigkeit gemeinsamer
Standards.

Anlässlich der Sitzung des
EuroCOP-Komitees am 18. März

in Brüssel haben wir
deutlich auf diese
Missstände hingewie-
sen und gegenüber
den Medien und in
einer Diskussions-
runde mit EU-Parla-
mentariern aller gro-
ßen Fraktionen deut-
lich gemacht, worauf
es ankommt: Die
konsequente Umset-
zung der bereits be-
schlossenen Maß-
nahmen und eine
entsprechende Aus-
stattung der nationa-
len Behörden, damit
diese die zusätzlichen
Aufgaben auch aus-
füllen können.

Besonders auf
letzteres kommt es an, denn we-
der Organisierte Kriminalität
noch Terrorismus lassen sich nur
mit Beschlüssen bekämpfen, son-
dern vor allem mit ausreichen-
dem, gut ausgebildetem und ent-
sprechend ausgestattetem Perso-
nal. Die Sicherheit darf nicht
Sparzwängen geopfert werden
und EuroCOP wird sich zuneh-
mend auf der europäischen Ebe-
ne dafür einsetzten, dass interna-
tionalen Absichtserklärungen auf
der nationalen Ebene auch Taten
folgen.

Heinz Kiefer

 Heinz Kiefer im Gespräch mit Abgeordneten des EU-Parla-
ments      Foto: Vellemann
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EIGENSICHERUNG

Hassgruppen vereinen Personen, die Polizei und alle
staatlichen Institutionen ablehnen. Hier geht es vorwie-
gend um eine weltanschaulich motivierte Gewalt. Auch
in Deutschland sind bereits E-Mails von Hassgruppen
aufgetaucht, die zu Angriffen gegen Polizisten aufrufen.

Es ist nicht übertrieben: Uns
droht eine ähnliche Entwicklung
wie in den USA, wo es verschie-
dene Hassgruppen mit einer aus-
geprägten Anti-Philosophie ge-
gen alle staatlichen Institutionen
gibt. Sie glauben z .B.:
• Die Regierung, der Staat, die
örtlichen Behörden usw. seien il-
legitim.
• Sie können den Konsequenzen
des Gesetzes mit selbst herge-
stellten Pseudodokumenten (wie
Personalausweise, Fahrzeugpa-
piere oder Handzettel, die sie
Polizisten überreichen) auswei-
chen oder entkommen.
• Sie halten sich für moralisch
und/oder legal gerechtfertigt, ex-
treme Maßnahmen zu unterneh-
men, um die Rechte zu schützen,
die sie in Gefahr sehen.

Von einer derartigen Philoso-
phie ist es nur ein kleiner Schritt

zu spezifischen Gedanken des
Hasses und der Vernichtung. Dies
kann sich auch gegen Polizisten
richten. In E-Mail-Botschaften
weißer rassistischer Gruppen
wird detailliert erklärt „warum
das Töten von Polizisten wün-
schenswert ist“. Auszüge daraus:
• Polizisten sind leicht zu treffen.
• Polizisten sind für die meisten
schlechten Dinge   verantwort-
lich, die in den USA geschehen.
• Schlechte Polizisten werden für
ihre Handlungen nicht zur Ver-
antwortung gezogen.
„Die besten Methoden, um einen
Polizisten zu töten:“

Hier werden verschiedene
Möglichkeiten aufgezählt, um
Polizisten in eine Falle zu locken
und anzugreifen.

Wie kann ein Polizist
sich gegen Hass-
verbrechen schützen?

Tipps eines amerikanischen
Polizeiausbilders:

1) Betrachte deine Umgebung
immer sorgfältig,  mit vollem Be-
wusstsein. Schau dich immer um.

2) Benutze nicht immer den glei-
chen Weg.
3) Wechsele deine Gewohnheiten.
4) Halte immer Sicherheitsab-
stand.
5) Überhaste nichts bei Notru-
fen. Warte auf Verstärkung.
6) Beachte, dass ein Unterschied
besteht zwischen der Möglich-
keit, dich zu verstecken und dem
Schutz (z. B. gegen Schusswaf-
fen) durch einen festen Gegen-
stand.

Es gibt auch Hinweise darauf,
wie man bei Verkehrskontrollen
auf Extremisten reagieren sollte.
Derartige Begegnungen sind
besonders dann gefährlich, wenn
die Kontrollierten stark bewaff-
net sind, aggressive Weltbilder
und Gedanken im Kopf haben
und sich in einem paranoiden
Geisteszustand befinden.

Auf solche Personen deuten
verschiedene Warnzeichen hin –
wie ungewöhnliche Autokenn-
zeichen oder Autoaufkleber,
(kürzlich sah ich z. B. in einer
deutschen Stadt einen Autoauf-
kleber mit der Schrift „Republic
of Ibiza“), ebenso seltsame, un-
gewöhnliche Äußerungen durch
den Fahrer oder Beifahrer, wenn
nach Führerschein, Versiche-
rungsnachweisen usw. gefragt
wird. Wenn diese Dokumente als
„Kontrakte“ bezeichnet oder
Äußerungen gemacht werden,
dass man sie nicht mit sich füh-
ren müsse, sind dies deutliche
Warnsignale.

Weitere Warnzeichen:
• die Selbstidentifizierung der
Person als „souveräner Bürger“
„freier Mensch“, „Konstitutiona-
list“ oder mit einem anderen
pseudo-legalen Status,
• Hinweise darauf, dass die Ver-
fassung oder die Bibel ihnen das
absolute Recht gebe, ohne Kon-
trolle zu reisen,
• dem Polizisten eine Bibel statt
der Fahrerlaubnis gegeben wird,

Verkehrskontrolle im April in Potsdam – auch hier weiß niemand vorher, wer am Steuer eines angehaltenen
Fahrzeugs sitzt. Was schlägt den Polizisten entgegen – Freundlichkeit, Verständnis, Wut oder Hass?

    Foto: dpa

In loser Folge veröffentlichen wir Tipps und
Überlegungen zu verschiedenen Aspekten der Eigensicherung.
In dieser Ausgabe:

Genügend auf Hassgruppen vorbereitet?



6/2004 Deutsche Polizei  19

• kampfeslustige Forderungen an
den Polizisten, sie zu verhaften,
• wenn dem Polizisten politische
Literatur gegeben wird oder selt-
sam bedrohliche Dokumente, die
er lesen oder unterschreiben soll,
z. B. „Notiz für den verhafteten
Offizier“ oder „Formular CRIF
2PA95“ oder irgendein Zettel,
womit dem Polizisten das Gesetz
erklärt werden soll,
• wenn die Person das Gespräch
auf Tonband aufnehmen will,
• wenn die Person eine bestimm-
te Art der Identifikation benutzt,
was sie als eine Art ungewöhn-
lich klingender Gesetzeshüter
identifizieren soll, wie „Speziel-
ler U.S. Marshal“, „Verfassungs-
Ranger“ oder Agent der „Civil
Rights Task Force“ („Kampf-
gruppe für die Bürgerrechte“).

Aus derartigen Verhaltenswei-
sen und Äußerungen kann man
also ein ganz bestimmtes Welt-
bild erkennen, das von Hass und

Ablehnung gegenüber staatli-
chen Institutionen geprägt ist.

Problem Verkehrs-
kontrollen

Verkehrskontrollen sind für
Anti-Regierungs-Extremisten
Ereignisse, die für sie eine große
Anspannung darstellen. Die Si-
tuation ist nun folgende: Sie wer-
den nicht nur durch ihre Ideolo-
gie zu dem Glauben veranlasst,
dass Verkehrskontrollen gesetz-
widrig und nicht gültig seien, son-
dern sie brechen auch oft be-
wusst das Gesetz (z. B. fehlender
Versicherungsschutz, fehlende
Fahrerlaubnis, Mitführen verbo-
tener Waffen oder Sprengstoff),
so dass sie in Schwierigkeiten
geraten und sich in diesen Situa-
tionen entsprechend äußern kön-
nen.

Polizisten sollten deshalb sorg-
fältig darauf achten, dass die

Anspannung oder das Misstrau-
en dieser Personen nicht erhöht
wird. Sie sollten ihre Handlungen
der Person erklären, um die
Gesprächsatmosphäre nicht
unnötigerweise aufzuheizen.
Man beachte: Der Kommuni-
kationsforscher Gibb hat beob-
achtet, dass Fairness (im Gegen-
satz zu dem Eindruck, dass man
mit Willkür handelt) der ent-
scheidende Faktor für eine fried-
liche Kommunikation ist. Dann
kann man dem anderen auch
negative Dinge mitteilen. Und
den Eindruck der Willkür kann
man ganz einfach dadurch ver-
meiden, dass man die Begrün-
dung abgibt: „Ich mache das jetzt,
weil ...“

Polizisten sollten nicht philo-
sophische oder rechtliche Inter-
pretationen mit der Person dis-
kutieren. Wenn ihnen Material
überreicht wird, sollte man es
einfach annehmen und der Per-
son danken.

Der Polizist sollte sich als
Mensch darstellen, so dass er
mehr als das bloße Symbol einer
„unterdrückenden Regierung“
betrachtet wird. Er könnte z. B.
sagen: „Sie mögen recht haben,
ich weiß es nicht, aber ich mache
nur meinen Job. Ich gerate in
Schwierigkeiten, wenn ich Ihnen
keine Verwarnung gebe.“ Er
kann sich eine Zeit lang auch die
politische Philosophie der Per-
son anhören.

Wird eine körperliche Hand-
lung begonnen (und natürlich
auch im gesamten Verlauf der
Handlung!), sollten Polizisten
sehr sorgfältig vorgehen, da die
Person die Situation als weitaus
ernster ansehen und bewerten
könnte, als der Polizist außerhalb
des Autos sie sieht. Ein argloser
Polizist könnte von der unerwar-
teten Reaktion eines Extremis-
ten überrascht werden.

Uwe Füllgrabe
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VERKEHRSSICHERHEIT

Vernachlässigte Unfallursache:
Übermüdung

Das Sprichwort, wonach nicht sündigt, wer schläft, gilt
nicht immer. Keinesfalls jedoch für Verkehrsteilnehmer.
Einschlafen und Müdigkeit am Steuer sind ein bisher
in Deutschland vernachlässigter Aspekt der Verkehrssi-
cherheit. Nach internationalen Erkenntnissen ist Mü-
digkeit der größte identifizierbare und vermeidbare
Grund von Unfällen im Straßenverkehr. Sie übertrifft
damit sogar die Ursachen Alkohol oder Drogen.

Laut einer Studie des Instituts
für Fahrzeugsicherheit München
im Gesamtverband der Deut-
schen Versicherungswirtschaft
(GDV) sind ein Viertel aller
Autobahnunfälle mit Getöteten
auf Einschlafen am Steuer zu-
rückzuführen. Bei Beteiligung
von Lkw über 7,5 Tonnen waren
es 26 Prozent, bei Lkw bis 7,5
Tonnen sogar 36 Prozent. Erhöht
wird das Einschlafrisiko durch
eine gerade und monotone
Straßenführung, verbunden mit
langer Fahrzeit und schlafenden
Mitfahrern. Fast immer hatte der
Fahrer seine eigene Leistungsfä-
higkeit überschätzt, rund 60 %
der Unfälle ereigneten sich bei
Dunkelheit und rund 50 % bei
geringer Verkehrsdichte.

Die meisten Einschlafunfälle
geschehen in den Morgenstun-
den. Dieser Zeitabschnitt ist
besonders kritisch, da Autofah-
rer zur biologisch „falschen“
Zeit, d. h. entgegen dem inneren
biologischen Rhythmus, aktiv
sind. Aufgrund ihres Schlaf-
verhaltens sind junge Fahrer
besonders nachts gefährdet,
während es bei älteren Fahrern
schon am frühen Nachmittag
häufig zu Einschlafunfällen
kommt.

Müdigkeit kommt
vor Einschlafen

Doch nicht nur das ungewoll-
te Einschlafen führt zu Unfällen,
sondern schon die Müdigkeit er-
höht deutlich das Unfallrisiko,
weil sie stets mit verminderter
allgemeiner Leistungsfähigkeit
einhergeht. Beim Deutschen
Verkehrsgerichtstag 2004 in

Goslar wurde in einem verkehrs-
medizinischen Referat der Anteil
der weitergefassten Zahl über-
müdungsbedingter Verkehrsun-
fälle auf über 50 % angesetzt.
Das heißt, jeder zweite schwere
Unfall auf Autobahnen wäre ver-
meidbar, wenn die Fahrer wach
und aufmerksam am Steuer sä-
ßen. Hier besteht erheblicher
Handlungsbedarf hinsichtlich
Aufklärung der Verkehrsteilneh-
mer (Unfallrisiko und Erkennen
der Übermüdung und damit ver-

bundene Verantwortung), wis-
senschaftlicher Forschung (Ursa-
chen, Anzeichen und Feststel-
lung von Übermüdung), verkehr-
licher Vorkehrungen (profilierte
Fahrbahnmarkierungen sowie
technische Warnsysteme) und ef-
fektiver Kontrollen (Lenk- und
Ruhezeiten).

Müdigkeit und Einschlafen
sind aber auch auf Landstraßen
und im Stadtverkehr immer
wieder Ursache schwerer Ver-
kehrsunfälle. Das hat eine Studie

des Deutschen Zentrums für
Luft- und Raumfahrt (DLR) in
Zusammenarbeit mit der Polizei
Köln deutlich gemacht. So geben
bei innerstädtischen Unfällen 37
Prozent der Fahrer an, dass der
Unfall überwiegend selbst ver-
schuldet war, und von diesen
Fahrern geben 18,5 Prozent an,
dass Müdigkeit eine wesentliche
Rolle bei dem Unfall gespielt hat.

Unterschätztes Problem

Wer trotz deutlicher Anzeichen
von Übermüdung weiterfährt, ris-
kiert ein Verwarnungsgeld von 25
Euro (§ 2 FeV). Ein vergleichsweise
niedriger Beitrag, bedenkt man die
Gefahr, die von einem total über-
müdeten Fahrer beispielsweise in
einem schweren Lkw oder Reise-
bus ausgeht. In der Öffentlichkeit
ist zu wenig bekannt, dass eine

Übermüdung eine mindestens fahr-
lässige Gefährdung des Straßenver-
kehrs (§ 315 c StGB) sein kann,
wenn ein Unfall darauf zurückzu-
führen ist. Kommt es zu Verkehrs-
unfällen, bei denen die Übermü-
dung vom Fahrer bemerkt worden
ist oder hätte bemerkt werden müs-
sen, sind nach jüngster Rechtspre-
chung auch Freiheitsstrafen von
über einem Jahr nicht auszuschlie-
ßen (BayObLG, Urteil vom
18.8.2003 -1St RR 67/03).

          Peter Schlanstein

Stammtische
auf Auto-
bahnen für
Fernfahrer

Vor vier Jahren, am 06. Juni
2000, fand an der A1 der
bundesweit erste
Fernfahrerstammtisch
statt. Ins Leben gerufen
hatte ihn die Autobahn-
polizei Münster – in Per-
sona PHK Bernickel – mit
dem Ziel, schwere Ver-
kehrsunfälle und deren
Folgen zu reduzieren. Denn
die Lkw-Fahrer sind bundes-
weit mit ca. 20 % an Ver-
kehrsunfällen beteiligt.

Man wollte insbesondere die
Fernfahrer durch eine Bewusst-
seinsänderung zu einer Ver-
haltensänderung bewegen. Denn
erst wenn sie die Gefahren, die
durch ihr eigenes Fehlverhalten
entstehen, wie zum Beispiel
Nichteinhalten des erforderli-
chen Abstandes, mangelhafte
Ladungssicherung, Überschrei-
ten der zulässigen Geschwindig-
keit und eine unzureichende Ak-
zeptanz zur Gurtanlegepflicht,
erkennen, kann es zu  Verhaltens-
änderungen kommen.

Das Konzept ging auf und
wurde bereits in 14 weiteren
Bundesländern mit großem Er-
folg umgesetzt.

In den regelmäßigen Ge-
sprächsrunden sind alle Themen
rund um den Lkw an der Tages-
ordnung: Fragen zur Straßenver-
kehrsordnung, Zulassungsord-
nung, Auskünfte über Sozialvor-
schriften und zur ordnungsgemä-
ßen Ladungssicherung werden
behandelt.

Überdurchschnittlich gut wird
das seit Juni 2002 in Münster ein-
gerichtete Sorgentelefon ange-
nommen. So haben seit der Ein-
richtung bisher bundesweit über
800 Fahrer/innen den Kontakt
gesucht, um Lösungen für ihre
Probleme zu erfragen.

Diese transparente Zusam-
menarbeit trifft auch auf das In-

Unfallauslösende Ereignisse bei Unfällen mit Getöteten auf Bundes-
autobahnen    Grafik: Verkehrstechnisches Institut des GdV
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teresse der Transportunter-
nehmer. Auf Anfrage werden
Fachvorträge durch die Auto-
bahnpolizei in den Betrieben an-
geboten. Die neuartige Form der
Kooperation zeigt eine deutliche
Steigerung der Handlungs-
sicherheit aller Beteiligten in der
Praxis.

Auf Einladung der Autobahn-
polizei der Bezirksregierung
Münster kamen 40 Polizei-
beamte aus 14 Bundesländern
zum ersten Treffen aller
Stammtischausrichter nach
Münster, um Erfahrungen auszu-
tauschen, die Kommunikation
weiter zu entwickeln, neue Kon-
zepte zu beraten und die bishe-
rigen Arbeiten zu bewerten. Der
Regierungspräsident von Müns-
ter, Herr Dr. Jörg Twenhöven, er-
klärte dabei in seiner Ansprache,
nur wenn alle Beteiligten – so
auch die Autobahnpolizei – den
Menschen am Steuer in den Mit-
telpunkt ihrer Bemühungen

stellten, gebe es eine reelle Chan-
ce, die Unfallzahlen auf den Au-
tobahnen zu senken. Er stellte
die Verkehrssicherheitsarbeit un-
ter dem Aspekt der Öffnung eu-
ropäischer Verkehrswege als eine
Hauptaufgabe der Auto-bahn-
polizei dar. Auch der Leiter der

Engagiert für die Verkehrssicherheit auf den Autobahnen: Teilnehmer des
ersten bundesweiten Treffens der Stammtischausrichter      Foto: Polizei

Autobahnpolizei Münster, PD
Nierhoff, würdigte die Fern-
fahrerstammtische als geeignetes
Präventionsprogramm zur Sen-
kung von Unfallzahlen und be-
grüßte diese neue Form der bun-
desweiten aktiven Zusammenar-
beit der Autobahnpolizeien.

Da die Fachleute prognostizie-
ren, dass bis zum Jahr 2015 mit
einer Steigerung von bis zu 60%
im Transportgewerbe zu rechnen
ist und Europas Grenzen sich
weiter geöffnet haben, gewinnt
Verkehrssicherheitsarbeit für das
Transportgewerbe und das Fahr-
personal immer mehr an Bedeu-
tung. In diesem Zusammenhang
ist man bereits auf europäischer
Ebene auf die Initiative von
Fernfahrerstammtischen auf-
merksam geworden.

So traf dieses neuartige Kon-
zept beispielsweise auf den 20.
Internationalen Nutzfahrzeug-
sicherheitstagen der IRU (Inter-
national Road Transport Union
in Genf) Ende 2003 in Budapest
auf großes Interesse sowie auf
der Tagung des Verkehrs-
sicherheitsausschusses der IRU
am 19. März dieses Jahres in
Stockholm.

        bern

FAKTEN & MEINUNGEN

Jahresbericht
Bereitschaftspolizeien

lm vergangenen Jahr waren
die Bereitschaftspolizeien bei
insgesamt 161 länderübergrei-
fenden Einsätzen mit rund 1,4
Millionen Personalstunden im
Einsatz.

Außerordentliche Großein-
sätze gab es anlässlich des
Castor-Transports nach Gor-
leben, der NATO-Sicherheits-
konferenz in München sowie an-
lässlich der Ausschreitungen am
30. April und 1. Mai 2003 in
Berlin. Während des Weltwirt-
schaftsgipfels in Davos und des
G8-Gipfels in Evian haben deut-
sche Berei-tschaftspolizisten er-
folgreich die Schweizer Polizei
unterstützt und größere Aus-
schreitungen von gewalttätigen
Globalisierungs-gegnern verhin-
dert. Grundlage für den Einsatz
war der von Bundesinnenmi-
nister Otto Schily ausgehandel-

te deutschschweizerische Polizei-
vertrag.

Der Bund hat allein in 2003
Führungs- und Einsatzmittel in
einem Gesamtwert von über 18
Millionen Euro für die Bereit-
schaftspolizeien der Länder be-
reitgestellt.

lm Rahmen des südost-
europäischen Stabilitätspaktes
haben die Bereitschaftspolizeien
der Länder im vergangenen Jahr
die kroatische und die bulgari-
sche Polizei mit insgesamt 34 Se-
minaren und Hospitationen in
Deutschland unterstützt. An die-
sen Maßnahmen waren die Bun-
desländer Berlin, Bayern, Baden-
Württemberg, Niedersachsen
und Rheinland-Pfalz sowie die
Polizei-Führungsakademie in
Münster-Hiltrup beteiligt.

Quelle: GdP-Newsletter
Rheinland-Pfalz

Eurobarometer
Im Auftrag der Europäischen

Kommission erscheint zweimal
jährlich das „Standard Euroba-
rometer“. Hierbei handelt es sich
um ein bereits 1973 initiiertes
Instrument, das es ermöglicht, in
regelmäßigen Abstanden in den
EU-Mitgliedsstaaten Meinungs-
umfragen durchzuführen und
Daten zu evaluieren.

Eine im April 2003 veröffent-
lichte Umfrage behandelt gezielt
den Themenkomplex öffentliche
Sicherheit, Drogenproblematik
im Wohnumfeld und Kriminali-
tät. Danach ist das Gefühl der
Unsicherheit zwischen 1996 und
2002 in der gesamten EU (außer
in Deutschland) nur leicht, aber
stetig angestiegen. Ebenso lässt
sich während dieses Zeitraumes
ein Anstieg von Beobachtungen
oder Konfrontationen der Be-
fragten in Bezug auf in Zusam-
menhang mit Drogen stehenden
Problemen im Wohnumfeld fest-
stellen. Im Hinblick auf Angst

vor Kriminalität äußern die Be-
fragten in Griechenland die
größte Befürchtung, Opfer einer
Straftat zu werden, während Be-
fragte in Österreich und
Deutschland die geringste Angst
vor Viktimisierung zeigen. In al-
len EU-Staaten sind über die
Hälfte der Befragten der Auffas-
sung, dass eine stärkere Überwa-
chung oder Polizeipräsenz zu ei-
nem Rückgang von Kriminalität
führt. Des Weiteren geben die
Befragten an, dass ihrer Meinung
nach junge Menschen von
kriminalpräventiven Program-
men stärker am Begehen einer
Straftat gehindert werden, als
von härteren Strafen. Ein Groß-
teil ist außerdem der Meinung,
dass Armut und Arbeitslosigkeit
sowie niedrige Bildung und man-
gelnde Erziehung ausschlagge-
bende Faktoren dafür sind, dass
Jugendliche Straftaten begehen.

Quelle: Polizei-Newsletter
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I- & K-TECHNIK

Kein Digitalfunk zur Fußball-WM 2006
Es ist ein Trauerspiel: Bund und Länder gehen
inzwischen davon aus, dass erst im Jahr 2006 eine Auf-
tragsvergabe zum Aufbau eines digitalen Funknetzes
für die deutschen Sicherheitsbehörden erfolgen wird.
Mit einer Fertigstellung wird zum Jahresende 2010 ge-
rechnet.

Wie Bundesinnenminister
Otto Schily anlässlich des Sym-
posiums Digitalfunk, das Anfang
Mai 2004 durch die finnische
Botschaft in Berlin durchgeführt
wurde, erklärte, kann frühestens
2006 mit der Auftragsvergabe
gerechnet werden. Europäisches
Ausschreibungsrecht mache die
ganze Angelegenheit kompliziert
und man wolle möglichen Kla-
gen gegen die Ausschreibungs-
praxis schon im Vorfeld begeg-
nen. Er sei jedoch darum be-
müht, im Interesse von Wirt-
schaft, Land und Sicherheit, den
Prozess zu verkürzen.

Die finnische Botschaft hatte
Experten aus der ganzen Bun-
desrepublik Deutschland zu die-
sem Symposium eingeladen, um
über die Erfahrungen, die die
Finnen bei Planung, Einrichtung
und Inbetriebnahme ihres digita-
len Funknetzes gemacht haben,
zu diskutieren.

Die Finnen zeigen,
wie es geht

In der drahtlosen Kommunika-
tion sei Finnland ist das erste Land
in Welt mit einem landesweiten,
auf dem so genannten offenen
TETRA-Standard basierenden
Behördennetz, so der finnische
Innenminister Kari Rajamäki in
seiner Begrüßungsrede.

Die in Finnland realisierte
Behördenfunknetze und Notruf-
zentralen seien auf den Umstand
zurückzuführen, dass in den letz-
ten Jahren die Behörden, die für
Innere Sicherheit zuständig sind,
sich immer wieder neuen Her-
ausforderungen stellen mussten.
Die Innere Sicherheit werde von
verschiedenen Behörden in Zu-
sammenarbeit gewährleistet.
Finnland musste daher mit noch
wirksameren und glaubwürdigen
Maßnahmen reagieren. Organi-
satorisch erfordere dies eine
wirksame Kooperation, gute
datentechnische Verbindungen,
ein funktionierendes  Führungs-
system sowie ausreichende Ein-

satzmittel. Das fachübergreifen-
de Zusammenwirken der Behör-
den sei in Finnland fest etabliert;
weiter verstärkt werde es durch
administrative und technische
Innovationen. Aus der Warte der
Sicherheitsbehörden und insbe-
sondere der Rettungsdienste sei
ein schneller und zuverlässiger
Informations- und Kommuni-
kationsfluss unabdingbar.

 Behördennetze und Notruf-

zentralen seien einzigartig in
demselben System integriert. Der
Netzbetrieb für das System wur-
de in Finnland von der Planung
bis zur Einrichtung des Behör-
dennetzes getrennt behandelt.
Das habe den Nutzen gehabt, dass
einerseits für die Planung und
Einrichtung und andererseits für
den Netzbetrieb extra ausge-
schrieben werden konnte. Auf
diese Weise habe schließlich ein
äußerst kosteneffizientes System
zur Verfügung gestanden.

Das erreichte Ergebnis diene
optimal allen zur Inneren Sicher-
heit beitragenden Akteuren, so
der finnische Innenminister wei-
ter. Der Aufbau des Behörden-

funknetzes habe finanzielle Ein-
sparungen und funktionelle Vor-
teile erbracht. Als Beleg hierfür
könne er anführen, dass die TET-
RA-Technologie dank ihres offe-
nen Standards ein größeres
Marktpotenzial biete und somit
billigere Endgeräte ermögliche.
Außerdem würden größere
Märkte stets auch eine kontinu-
ierliche Produktentwicklung und
damit eine fortlaufende Aktua-
lisierung der Hardware bedeuten.

Für die Sicherheitsbehörden
sei es wichtig, dass die behörden-
interne Kommunikation auch
wirklich intern bleibe. Das
VIRVE-Netz gewährleiste eine
zuverlässig verschlüsselte Kom-
munikation mit Sprach- und
Datendiensten für alle Nutzer
dieses Netzes.

Bei der Implementierung des
neuen Systems habe das finnische
Innenministerium bei beiden
Projekten eine zentrale Rolle ge-
spielt. Die verschiedenen, für die
Sicherheit zuständigen Dienst-
stellen des Innenministeriums
waren an den Ent-wicklungsvor-
haben beteiligt und zählten auch
heute zu den größten Nutznie-
ßern der Systemfunktionen.

Als Leitvorgabe habe die fin-
nische Regierung festgelegt, dass
ein und dasselbe Funknetz neben
den Rettungs-, Polizei- und
Grenzbehörden auch den Streit-
kräften und den wichtigsten So-
zial- und Gesundheitsbehörden
zur Verfügung stehen soll. Bei all
diesen Behörden habe Bedarf
bestanden, die Funknetze zu er-
neuern.

Am Anfang seien für das Pro-
jekt große Haushaltsmittel erfor-
derlich gewesen. Von vornherein
sei bekannt gewesen, dass die
Ergebnisse sich erst sehr langfris-
tig zeigen würden. Daher habe

man sich unter den verfügbaren
Alternativen für diejenige ent-
schieden, bei der die Regierung
die für die Sicherheit der Bürger
wichtige Basisinvestition über-
nahm. Außerdem seien der Auf-
bau und der technische Betrieb
des Netzes extern vergeben
worden.

Komplizierte deutsche
Planung

Der Gesamtzeitraum von der
Einführung bis zum Abschluss
des Projektes betrug 10 Jahre.
Heute sind nur noch Optimie-
rungs- und Koordinierungsar-
beiten durchzuführen.

Besitzer des Digitalfunknetzes
ist der finnische Staat.

VIRVE wird heute von 50 000
Personen mit 22 000 Funkgerä-
ten im täglichen Dienst genutzt

Bleibt eigentlich nur zu erwar-
ten, dass die deutschen Netz-
planer gut zugehört haben und
von den Erfahrungen, die die
Finnen mit der Einführung des
digitalen Funksystems für ihre
Sicherheitsbehörden in diesem
Symposium weitergegeben ha-
ben,  etwas dazu lernen konnten.

Übrigens: Die Projektgruppe
zur Einführung des Digitalfunks,
die beim finnischen Innenminis-
terium angesiedelt war, traf
schon vor der Ausschreibung die
Systementscheidung. Es waren
fünf Projektgruppenmitglieder.
In der Endphase der Realisie-
rung dieses Projektes bestand die
Projektgruppe aus sieben Mit-
gliedern.

In Deutschland wird eine
Systementscheidung erst nach
Eingang der Angebote getroffen,
was die Ausschreibung auch äu-
ßerst kompliziert macht. In der
deutschen Projektgruppe sitzen
Experten aus Bund und Ländern.
Wie viele es sind? Augenblicklich
kann von ca. 40 Projektgruppen-
mitgliedern ausgegangen wer-
den. INPOL-neu und Toll Collect
lassen grüßen.

Horst Müller

Der finnische Botschafter
Kari Rajamäki
      Foto: Finnische Botschaft
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TARIFVERHANDLUNGEN

Arbeitgeber kamen Gewerkschaften
entgegen

Am 17. Mai 2004 konnten in
Schwerin die Redaktions-
verhandlungen zum Tarifvertrag
abgeschlossen werden.

Über die bereits am 30. April
vereinbarten Eckpunkte hinaus,
wurde folgendes erreicht:
• Durchsetzung eines Rechtsan-
spruchs für Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer zur Inan-
spruchnahme der Altersteilzeit-
regelungen ab vollendeten 58.
Lebensjahr;
• Normierung des Wahlrechts
der Arbeitnehmer zwischen täg-
licher Arbeitszeitverkürzung und
Ausgleichstagen;
• Die Dienststellen werden zur
Gewährung und zum Abbau der
Ausgleichstage verpflichtet;

• Im Rahmen des Schutzes vor
Rationalisierung und Umstruk-
turierung, ist nach Ausschöpfung
aller Alternativen als letztes Mit-
tel nur die einmalige Herab-
gruppierung um eine Lohn- bzw.
Vergütungsgruppe gestattet;
• Arbeitnehmer ab dem vollen-
deten 58. Lebensjahr dürfen nur
mit ihrem Einverständnis zu
Umschulungen herangezogen
werden;
• Für den Bereich der Polizei-
verwaltung wird ein gesondertes
Personalkonzept erarbeitet und
mit der Gewerkschaft der Poli-
zei erörtert.
Weitere Angaben im Mitglie-
derbereich unter www.gdp.de

          kör

Nach einer denkbar schlech-
ten Ausgangslage (15%-Forde-
rung der Arbeitgeber) einigten
sich die Gewerkschaften des Öf-
fentlichen Dienstes im DGB und
die öffentlichen Arbeitgeber am
30. April 2004 in Mecklenburg
Vorpommern auf Eckpunkte für
einen Tarifvertrag zur Verhinde-
rung betriebsbedingter Kündi-
gungen.

• Schutz vor betriebsbedingten
Kündigungen bis 31.12.2010;
• umfassender Schutz beim Weg-
fall von Arbeitsplätzen durch
Alternativangebote mit Lohn-
und Gehaltssicherung bis zur Si-
cherung des gleichwertigen Ar-
beitsplatzes durch Qualifizie-
rungsmaßnahmen;
• Verlängerung und Tarifierung
der bestehenden übertariflichen

Leistungen bis 31.12.2008 (d. h.
Rechtsanspruch für alle),
• umfassender Schutz bei Al-
tersteilzeit;
• keine Absenkung der Arbeits-
zeit bei bestehenden befristeten
Arbeitsverhältnissen;
•bei arbeitgeberseitigen Privati-
sierungsbestrebungen Abwä-
gung der widerstreitenden Inte-
ressen der Tarifparteien mit dem
Ziel einer einvernehmlichen Re-
gelung;
• keine Anhebung der wöchent-
lichen Arbeitszeit der Beamtin-
nen und Beamten,
• 0,5 Stunden wöchentliche Ar-
beitszeitabsenkung erbringt 3,25
Ausgleichstage pro Jahr,
• Bis zum 01.06.2004 haben beide
Seiten eine Erklärungsfrist zur
Annahme des Tarifvertrages ver-
einbart.

Laufzeit der Absenkung bis 31.12.2009
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„kann, muss, soll“ binnen kürzes-
ter Zeit in alle Grundrechte, die
ein Bürger hat, eingreifen? Der
Polizeibeamte! Er „kann muss
soll“ ggfs. jemanden „das Recht
auf Leben nehmen“, der „Frei-
heit entziehen“, „die körperliche
Unversehrtheit“ nehmen, „Ei-
gentum“ wegnehmen und vieles
mehr. Dies alles oft binnen kür-
zester Zeit, ohne in Büchern
nachschlagen zu können. Gerich-
te brauchen dann für eine Ent-
scheidung, ob der Beamte rich-
tig gehandelt hat, über ein Jahr.

Ferner wird in den seltensten
Fällen ein Verwaltungsbeamter,
z. B. beim Landratsamt, zur
Nachtzeit gerufen. Bei uns ist es
so, dass man zu jeder Tages- und
Nachtzeit angerufen werden
kann, sofern eine Kollegin oder
Kollege entsprechende Unter-
stützung benötigt (z. B., wenn im
Bereitschaftsdienst ein größerer
Fall anfällt).

E. Ihrig, per E-Mail

Zu: Situation der im
Ruhestand befindlichen
Kolleginnen und Kollegen

Mit Wirkung zum 1. Januar
2004 wurde das Gesundheits-
modernisierungsgesetz (GMG)
beschlossen, wodurch viel Unru-
he ausgelöst worden ist. Daher ist
es nicht erstaunlich, wenn die
Politikverdrossenheit noch grö-
ßer wird.

Sollen etwa mit den eingespar-
ten Geldern die großen Fehlleis-
tungen der Politiker ausgeglichen
werden oder die Selbstbedie-
nungsmentalität der Politiker fi-
nanziert werden. Es ist zu be-
fürchten, dass in den Ministerien
weitere Gesetze vorbereitet wer-
den, die wiederum den Lebens-
standard der älteren Menschen in
Deutschland reduzieren werden.

Es ist wahrscheinlich den Poli-
tikern nicht bekannt, dass es im
Öffentlichen Dienst auch Men-
schen gibt, die Einkommen aus

niedrigen Lohn- und An-
gestelltengruppen sowie aus dem
einfachen und mittleren Dienst
im späten Ruhestand beziehen.
Die Witwen von diesen Kollegen
erhalten nur 60% von deren Ren-
ten oder Versorgungsbezügen.
Diese Menschen müssen mit ei-
nem geringen Taschengeld den
Lebensabend verbringen. Unsere
Lebensplanung wurde leichtfertig
zerstört.  Jetzt hat man uns auch
noch das Geld für nach dem Tod
genommen, nämlich das Sterbe-
geld.

  Hans Reinhard, Köln

Zu: Terrorismus-
bekämpfung

Wie lange müssen wir uns von
Dilettanten, die das „Polizei-
handwerk“ nicht gelernt haben,
noch sagen lassen, was richtig ist
und was nicht. Ein Innenminister
Schily, der an Arroganz nicht zu
überbieten ist, glaubt zu wissen,
dass es besser sei, die Bundeswehr
für die Terrorismusbekämpfung
aufzurüsten als die Polizei perso-
nell zu verstärken, besser auszurüs-
ten, bessere Arbeitsbedingungen
zu schaffen und endlich angemes-
sen zu bezahlen. Im Gegenteil, die
Polizei wird mit Streichungen und
Kürzungen jeder Art demotiviert.

Der verabscheuungswürdige
Anschlag von Madrid sollte für die
Gewerkschaft der Polizei eine Ver-
pflichtung sein, auf die Politiker
jeder Couleur massiv Druck aus-
zuüben, um ihnen klarzumachen,
wie notwendig gerade jetzt eine
„funktionierende“ Polizei ge-
braucht wird.

      Peter Eberwein, per E-Mail

FORUM (Fortsetzung von Seite 5)

Zu: Ein Lehrstuhl für
Kriminalistik wäre opti-
mal, DP 4/04

Die Internetanschrift im o. g.
Artikel lautet:
www.kriminalistik.info
oder www.kriminalistik.com
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Urteile
Kündigung: Der Arbeitgeber muss nicht ins
Einzelne gehen
Will ein Arbeitgeber einem Mitarbeiter kün-
digen und teilt er dem Betriebsrat nur mit,
Gründe dafür gebe es genug, und sie seien
der Arbeitnehmervertretung „alle bekannt“,
so ist der Betriebsrat nicht ordnungsgemäß
angehört worden - mit der Folge, dass die
Kündigung unwirksam ist, auch wenn der Be-
triebsrat „alle Tatsachen kennt“. Es genügt
aber, wenn sich der Arbeitgeber auf ein be-
stimmtes Ereignis bezieht, das auch dem
Betriebsrat bekannt ist.
Bundesarbeitsgericht, 2 AZR 536/02
                                                           W. B.

Arbeitsrecht: Auch Gleichgeschlechtliche
bekommen den Ortszuschlag
Auch Angestellte von öffentlichen Arbeitge-
bern, die je nach Familienstand einen „Orts-
zuschlag“ erhalten (der für Verheiratete, Ver-
witwete und Geschiedene höher ist), haben
Anspruch auf eine Sondervergütung, wenn
sie in einer eingetragenen Lebenspart-
nerschaft leben. Ein Homosexueller setzte
seine Forderung vor dem Bundesarbeits-
gericht durch. Die Lebenspartnerschaft be-
gründet einen neuen Familienstand.
AZ: 6 AZR 101/03                                W. B.

Teilzeitarbeit: Teilzeiter müssen nicht als
„Springer“ tätig sein
Wünscht ein Arbeitnehmer, der wegen der
Betreuung seines Kindes nur noch 16 Stun-
den wöchentlich arbeiten will (womit sein Ar-
beitgeber einverstanden ist), die Verteilung
dieser Arbeitszeit auf die Tage Mittwoch und
Donnerstag, so kann der Arbeitgeber von
ihm nicht verlangen, statt mittwochs freitags
zu arbeiten, weil an diesem Tag Kollegen
häufig Urlaub nehmen würden. Er muss das
Problem mit den betreffenden Mitarbeitern
regeln.
Landesarbeitsgericht Rheinland-Pfalz,
10 Sa 1307/0                                            W. B.

Altersteilzeit: Notwendige Stellen können
nicht freigemacht werden
Beamte (hier: in Schleswig-Holstein) können
nicht verlangen, im Wege der Altersteilzeit
vorzeitig in den Ruhestand entlassen zu wer-

den, wenn dienstliche Belange dagegen spre-
chen. Sieht der Dienstbetrieb vor, die Stel-
len fortlaufend zu besetzen – gibt die ange-
spannte Haushaltslage jedoch kein Geld her,
um neue Kräfte einzustellen –, so können die
Beamten nicht vorzeitig ausscheiden.
(Bundesverwaltungsgericht, 2 C 21/03; 2 C
22/03)    W. B.

Alkohol am Steuer: Frage nach Bier-Konsum
ist keine Vernehmung
Bei der Frage eines Polizisten über den
Alkoholkonsum eines Autofahrers während
einer Verkehrskontrolle handelt es sich nicht
um eine Vernehmung, die bereits eine Be-
lehrung des Autofahrers voraussetzt – mit
der Folge, dass seine Antwort (hier: „zwei
Bier“) das weitere Verfahren der Polizei
(hier: Atemalkoholtest auf der Wache) recht-
fertigt und die Bestrafung (hier: 250 Euro
und ein Monat Fahrverbot) Bestand hat.
Bayerisches Oberstes Landesgericht,
2 ObOWi 219/03

Persönlichkeitsrecht: Polizist Duzen kostet
„20 mal 100“
Duzt ein Autofahrer im Laufe eines Streit-
gesprächs über das Parken im Parkverbots-
bereich mehrmals einen Polizisten (hier ein
Grüner Politiker: „Schlepp doch ab! Darüber
lach’ ich nur, du kannst mir nämlich gar
nichts“), so kann er wegen Verletzung des
Persönlichkeitsrechts zu 20 Tagessätzen sei-
nes Nettoeinkommens (hier: 100 Euro =
insgesamt 2 000 Euro) verurteilt werden.
Amtsgericht Berlin-Tiergarten,
314 Ds 95/03 W. B.

Führerscheinentzug: Auch einmaliger Kon-
sum kostet den „Lappen“
Stellt sich bei einer Verkehrskontrolle heraus,
dass ein Autofahrer Amphetamine eingenom-
men hat, so kann ihm auch dann der Führer-
schein entzogen werden, wenn er nur dieses eine
Mal entsprechend aufgefallen ist und zudem
berufliche Nachteile zu befürchten hat. Er ist
zum Führen eines Kraftfahrzeugs ungeeignet.
Verwaltungsgericht Koblenz, 3 L 882/04

  W. B.

Teilzeitarbeit: Zeitwünsche sind ernst
zu nehmen
Das Teilzeit- und Befristungsgesetz gibt
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern das
Recht, ihre verringerte Arbeitszeit auf be-

stimmte Zeiten festzulegen, soweit dieser
Verteilung der Arbeitszeit keine betriebli-
chen Gründe entgegenstehen. Ein betriebli-
cher Grund in diesem Sinne kann eine
Betriebsvereinbarung über den Beginn der
täglichen Arbeitszeit sein. Das ist jedoch
nicht der Fall, wenn die von der Betriebs-
vereinbarung abweichende Festlegung des
Arbeitsbeginns der Teilzeitkräfte weder den
Betriebsablauf stört noch die kollektiven
Interessen der übrigen Beschäftigten be-
rührt.
Bundesarbeitsgericht Urteil vom 16. März
2004 – 9 AZR 323/03 Quelle: einblick 6/04

DDR-Grenztruppen – keine Besoldungs-
erhöhung
Tätigkeiten als Angehöriger der DDR-
Grenztruppen werden besoldungsrechtlich
nicht zu Gunsten eines Beamten berücksich-
tigt. Da diese Dienstzeiten mit dem Makel
der Zugehörigkeit zu einem rechtsstaats-
widrigen Organ der ehemaligen DDR behaf-
tet sind, sollen sie sich nicht besoldungser-
höhend auswirken. Diese gesetzliche Rege-
lung ist verfassungsgemäß.
Bundesverwaltungsgericht Urteil vom 19.
Februar 2004 – 2 C 5.03 Quelle: einblick 5/04

Mobbing kann Eigenkündigung
rechtfertigen
Verhält sich ein Vorgesetzter gegenüber Be-
schäftigten unrechtmäßig und nicht sozial
angemessen, kann darin eine Verletzung des
Persönlichkeitsrechts liegen. Das wiederum
kann einen wichtigen Grund für den Betrof-
fenen liefern, das Arbeitsverhältnis aufzulö-
sen. In diesem Fall tritt beim Bezug von Ar-
beitslosengeld keine Sperrzeit ein.
Bundessozialgericht Urteil vom 21. Oktober
2003 – B 7 AL 92/02 R Quelle: einblick 6/04

Änderungskündigungen: Nicht alle
sind gleich
Änderungskündigungen, mit denen vertrag-
liche Nebenabreden zurückgenommen wer-
den, sind nicht nach denselben strengen Maß-
stäben zu beurteilen wie Änderungskündi-
gungen zur Entgeltabsenkung. Im vorliegen-
den Fall hat der Arbeitgeber die kostenlose
Beförderung zum Betriebssitz gestrichen. Als
Begründung genügte die Aussage, diese Ne-
benabrede sei ihm zu teuer geworden bezie-
hungsweise dem Arbeitnehmer sei es zumut-
bar, die Fahrt zum Betriebssitz selbst zu be-
zahlen.
Bundesarbeitsgericht Urteil vom 27. März
2003 – 2 AZR 74/02, Quelle: einblick 16/03
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Zeit für Familie

Das „familienfreundliche Unternehmen” ist ein gern
behandeltes Thema in Sonntagsreden. Doch in den
Betrieben wachsen die Ansprüche an Verfügbarkeit und
Belastbarkeit – so auch bei der Polizei. Pioniere experi-
mentieren mit Arbeitszeitmodellen, die den Interessen
von Eltern und Kindern entgegen kommen. Sie stoßen
aber auch auf Widerstände.

Von Thomas GesterkampIn immer mehr Familien gibt
es nicht mehr nur einen, sondern
zwei Ernährer. Junge Paare,
Männer wie Frauen, wollen
beides: einen eigenen beruflichen
Weg, aber auch Zeit für die Fa-
milie. Das Ergebnis ist ein kom-
plizierter Spagat zwischen Kin-
dern und Karriere: Familiäre In-
teressen kollidieren mit den An-
forderungen der Arbeitswelt.

Nach wie vor bleibt es über-
wiegend den Frauen überlassen,
Arbeit und Privatleben „irgend-
wie vereinbar” zu machen. Schon
vor der Familiengründung exis-
tiert in vielen Beziehungen ein
finanzielles Gefälle: Der Mann
verdient einfach mehr. Meist
wird er Haupternährer, sie „vor-

läufig“ Hausfrau und Mutter,
später vielleicht Hinzuverdiene-
rin. Doch wer das Gehalt und
wer die Betten bezieht, entwi-
ckelt sich im Laufe der folgenden
Jahre zum zentralen Konflikt-
stoff. Wer vernachlässigt seinen
Job, wenn bei den Kindern der
Keuchhusten grassiert? Wer ver-
nachlässigt umgekehrt die Fami-
lie, weil beruflich etwas Wichti-
ges ansteht?

Zwar zählt die Familiengrün-
dung zu den zentralen Lebens-
zielen und gewinnt gerade bei

jungen Menschen wieder an Stel-
lenwert. Doch mindestens ge-
nauso stark ist der Wunsch nach
einem erfüllten Berufsleben.
Beides unter einen Hut zu krie-
gen, fällt nicht leicht, im Gegen-
teil: Die Arbeitswelt ist in den
letzten Jahren eher familien-
feindlicher geworden. Schichtar-

beit oder nächtliche Bereit-
schaftsdienste, wie sie auch bei
der Polizei üblich sind, lassen sich
kaum mit den Rhythmen des Pri-
vatlebens koordinieren. Das Er-
gebnis solcher besonderen Belas-
tungen ist väterliche (und in stei-
gendem Maße auch mütterliche)
Abwesenheit. Der Nachwuchs
muss sehen, wie er allein klar
kommt. Horte, Kindertagesstät-
ten und Ganztagsschulen, die
immer dringlicher gefordert (und
bisher nur halbherzig realisiert)
werden, können Eltern zum Teil
entlasten. „Zeit für Familie” aber

ist damit noch nicht geschaffen.
Dazu müsste sich in den Unter-
nehmen etwas ändern: Arbeits-
zeitpolitik ist angesichts flexi-
bilisierter Betriebsabläufe zu ei-
nem zentralen Zankapfel gewor-
den, der das ganze Leben der Be-
schäftigten berührt (siehe Inter-
view auf Seite 30).

Die neuen
Väter

Vor allem
Väter spüren
die Widerstän-
de, wenn sie
von ihrem Ar-
beitgeber die
Berücksichti-
gung privater
I n t e r e s s e n
e in fordern .
Wer zum Bei-
spiel mit
Rücksicht auf
seine Familie
keine Über-
stunden ak-
zeptieren will,
kann im Be-
trieb schnell

zum Außenseiter werden. Der
gesellschaftliche Druck, konform
mit traditionellen Rollen zu le-
ben, ist nach wie vor enorm. Es
braucht viel Selbstbewusstsein, in
einer männlichen Arbeitskultur
abweichendes Verhalten zu zei-
gen.

Viele Vorgesetzte messen
Leistung immer noch an Präsenz
und weniger an Arbeitsergeb-
nissen. „Karrieren werden nach
17 Uhr entschieden“ kriegt zu
hören, wer genau dann endlich
gehen will. Wer freiwillig auf ei-
nen (über)vollen Job und das

entsprechende Gehalt verzichtet,
macht sich verdächtig. Unter-
suchungsergebnisse, die Teilzeit-
Mitarbeiter für besonders leis-
tungsfähig erklären, werden
schlicht ignoriert. Im Kern geht
es gar nicht um Betriebswirt-
schaft, sondern um Psychologie:
Die Unternehmensleiter und
Dienstleister betrachten es fast
als erzieherische Aufgabe, ihre
Arbeitshaltung an die jüngere
Generation weiterzugeben.

Formal ist jedes Arbeitsver-
hältnis unterhalb der tariflich ge-
regelten 35, 38 oder 40 Wochen-
stunden eine Beschäftigung in
Teilzeit. Im Öffentlichen Dienst
werden inzwischen viele Stellen
auch mit reduzierter Stundenzahl
angeboten. Mit aufwändigen
Informationskampagnen wirbt
die Bundesregierung seit langem
dafür, dass auch private Unter-
nehmen neue Konzepte auspro-
bieren. Halbtags-, Zweidrittel-
und Dreiviertelstellen, Job-
Sharing, Zeitkonten, kürzere
Lebensarbeitszeit, Erziehungs-
pausen, Bildungsurlaub, gleiten-
der Ruhestand: Modelle gibt es
genug, doch trotz positiver Bei-
spiele bewegt sich relativ wenig.

Reduzierte Arbeitszeiten sind
für viele Männer ein Tabu. Das
beginnt schon bei der Abwehr
von Begriffen: Teilzeit gilt als un-
männlich, das Wort klingt nach
halber Portion, Frauenarbeit,
Versagertum und Ausstieg. Un-
ternehmensberater haben den ne-
gativ besetzten Ausdruck durch
„Wahlarbeitszeit“ ersetzt, Ar-
beitsvermittler sprechen von
„Mobilzeit“. Das klingt gut, lässt
an persönliche Souveränität und
Gestaltungsspielräume denken –
die Praxis indes sieht häufig
anders aus.

Die Leiter

Vor allem leitende Mitarbeiter
messen Leistung nach wie vor an
der Stundenzahl. Kürzere Ar-
beitszeiten lösen bei ihnen das
Gefühl aus, ersetzbar zu sein –  sie
sehen sich in ihrer beruflichen
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Kompetenz bedroht. Auf den
oberen Hierarchieebenen gilt die
Devise: Hauptsache, bei mir
brennt abends noch Licht, Haupt-
sache, ich bin länger als die ande-
ren im Büro. Wer freiwillig seine
Arbeitszeit reduzieren will, ist ein
Verweigerer, im günstigeren Fall
ein belächelter Exot. Vorgesetzte
erwarten von ihren führenden
Mitarbeitern vollen Einsatz. Wer
sich seine Position durch überlan-
ge Arbeitszeiten mühsam er-
kämpft hat, stellt hohe Ansprüche
an die Anwesenheitsdisziplin sei-
ner Untergebenen. Überstunden
gelten als Zeichen von Unent-
behrlichkeit, Loyalität und Iden-
tifikation mit dem Unternehmen.
Neider schließen Mitarbeiter mit
ungewöhnlichen Arbeitszeiten
gezielt aus betriebsinternen Net-
zen und Kommunikationszirkeln
aus. Manchen Personalmanagern
ist kein Argument zu billig, um es
nicht gegen persönliche Zeit-
souveränität einzusetzen: Höhe-

rer Verwaltungsaufwand in den
hauseigenen Computerprogram-
men, zusätzliche Schreibtische
oder Kantinenessen, mehr Fir-
menparkplätze oder gar mehr To-
iletten werden als Argumente ge-
gen innovative Arbeitszeiten an-
geführt.

Kosten und Organisation

Die platte These, solche Model-
le wären teurer, lässt sich im De-
tail meist widerlegen. In der
Erprobungsphase mögen tatsäch-
lich höhere Kosten für das Um-
schreiben von Stellenplänen oder
die Entwicklung neuer Schicht-
dienste anfallen. Vorgesetzte ver-
stecken sich aber auch hinter or-
ganisatorischen Problemen: Gibt
es überhaupt einen Kollegen mit
vergleichbarem Aufgabengebiet,
der seine Stundenzahl ebenfalls
vermindern will? Braucht jeder
Teilzeitarbeiter einen eigenen

Schreibtisch? An welchem Wo-
chentag, zu welcher Stunde kann
überhaupt noch eine Büro-
konferenz stattfinden?

Trotz begrenzter Anwesenheit
lassen sich Reibungsverluste
durchaus vermeiden. Zwei Ar-
beitsplatzpartner können zum
Beispiel verpflichtet werden, an
bestimmten Terminen oder Wo-
chentagen gemeinsam präsent zu
sein, damit der gegenseitige
Informationsaustausch gesichert
ist. Die Bildung kleiner Teams ist
eine weitere Möglichkeit: Aus
zwei Jobs lassen sich auf diese
Weise drei machen, aus drei Stel-
len vier.

Internationale Vorbilder –
etwa aus den Niederlanden –
zeigen, dass sogar Leitungs-
positionen mit etwas Fantasie
durchaus reduzierbar und fami-
lienfreundlich zu gestalten sind.
„Halbe Chefs“ müssen nicht
zwangsläufig zu „halben Portio-

nen“ degradiert werden, zeit-
fressende Sitzungs- und Ab-
stimmungsrituale lassen sich auch
anders organisieren. Anwesen-
heitswahn, stundenlange Arbeits-
essen und Zeitabsitzen bis in die
Abendstunden hinein sind wenig
effektiv. Aussagen wie „Diese
Stelle ist nicht teilbar” sind meist
das Ergebnis eingefahrener
Denkmuster. Natürlich entstehen
hin und wieder Kommunikations-
schwierigkeiten – etwa, wenn ein
Mitarbeiter morgens jemanden
anruft, darüber keine Notiz macht
und seine Kollegin am Nachmit-
tag dem verwunderten Ge-
sprächspartner die gleiche Bitte
nochmal vorträgt. Modelle wie
Job-Sharing erfordern zusätzliche
Abstimmungsarbeit, sind aber
auch nicht so kompliziert wie
immer behauptet wird. Und wenn
es alle Beteiligten wirklich wollen,
dann werden aus drei Schichten
mit acht Stunden eben vier
Schichten mit sechs Stunden.    >
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 Die Möglichkeiten
Wissenschaftler der Initiative

„Zeitpolitik für moderne Fami-
lie” fordern mehr individuelle
Zeitsouveränität gerade für jun-
ge Eltern. Das Teilzeitgesetz der
Bundesregierung aus dem Jahre
2001 hat die Möglichkeiten des
einzelnen Arbeitnehmers, seine
Stundenzahl zu variieren, verbes-
sert. Allerdings beschränkt sich
die neue Regelung auf Unter-
nehmen mit mehr als 15 Beschäf-
tigten. Unter dem Druck betrieb-
licher Frauenförderprogramme
haben in den letzten Jahre deut-
lich mehr Firmen neue Arbeits-
zeitmodelle entwickelt. Aufge-
schlossene Personalleiter experi-
mentieren mit einer zukunfts-
weisenden betrieblichen Famili-
enpolitik. Denn die bringt nicht
nur private, sondern möglicher-
weise auch wirtschaftliche Vor-
teile: In Firmen, die den Wün-

schen ihrer Mitarbeiter entge-
gen kommen, steigt die Arbeits-
zufriedenheit.

Kaum eine Familie kann sich
heute noch finanziell erlauben,
von einem Einkommen zu leben.
Frauen sind erheblich besser aus-
gebildet als früher und nicht
mehr bereit, ihre Qualifikation
am heimischen Herd verdamp-
fen zu lassen. Unter jungen Vä-
tern wächst umgekehrt die Mo-
tivation, sich in der Familie zu en-
gagieren: Sie wollen sich nicht
mehr mit der Rolle des Zahl-
meisters begnügen, sondern den
Alltag ihrer Kinder mitbekom-
men und ihren randständigen
Status zu Hause verändern. Jun-
ge Paare suchen nach einer
neuen Balance zwischen Arbeit
und Liebe, die beiden Geschlech-
tern die Teilhabe an der Welt der
Erwerbsarbeit, aber auch an der
privaten Welt der Familie ermög-
licht. Arbeitszeitpolitik kann
hierzu einen Beitrag leisten.

Es muss ein Licht
am Horizont geben

Wohin geht der Trend bei
der Arbeitszeitgestaltung?

Die soziologische Forschung
hat in den letzten Jahren eine
weitreichende Flexibilisierung
in der Arbeitswelt feststellen
können. Und diese zeitliche
Flexibilität hat Auswirkungen
auf das Privatleben, auf die Fa-
milien. Die neuen Arbeitszeiten
zeichnen sich dadurch aus, dass
die Lage, Dauer und Verteilung
der Arbeit sich zunehmend den
Marktrhythmen anpasst. Das ist
die Formel des „atmenden Un-
ternehmens”, die der Volkswa-
gen-Arbeitsdirektor Peter
Hartz geprägt hat. Familiäre
Bedürfnisse werden vernachläs-
sigt, müssen hintenan gestellt

werden. Doch Kinder brauchen
einfach jeden Tag verlässliche
gemeinsame Zeiten.

Flexibilität hat doch auch
Vorteile ...

Familien und Paarbeziehun-
gen haben die Kompetenz und
die Fähigkeit, sich auch über an-
strengende Phasen hinwegzu-
retten. Das heißt, wenn ich als
Elternteil weiß, ich muss eine
Phase lang Mehrarbeit leisten,
weil ein bestimmtes Ergebnis er-
bracht werden muss, dann ist es
auch kein Problem, eine Weile
länger zu arbeiten. Aber es muss
immer ein Licht am Horizont
geben, andere Zeiten mit mehr
Freiraum für das Privatleben.

ARBEITSZEITMODELLE
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Warum tun sich insbeson-
dere Männer so schwer, ihre
Arbeitszeitwünsche durchzu-
setzen?

Wenn man sich die niedrige
Teilzeitquote der Männer an-
schaut, sieht man, wie fest und
traditionell die Geschlechter-
rollen sind. Frauen können sich
leichter vorstellen, zugunsten
der Familientätigkeit auf
Erwerbsarbeit zu verzichten.
Männer sind im Betrieb mit
ganz anderen Leitbildern kon-
frontiert, sie haben sich mit

Kerstin Jürgens, Soziologin an
der Universität Hannover und
Mitbegründerin der Wissen-
schaftler-Initiative „Arbeitszeit-
politik für moderne Familien”

Buchtipps zum Thema
Anette Frankenberger/Sibylle

Nagler-Springmann: Power-Paa-
re. Die Balance finden zwischen
Partnerschaft, Familie und Beruf.
Kösel Verlag, München 2002.

Thomas Gesterkamp: gutes-
leben.de. Die neue Balance von
Arbeit und Liebe, Verlag Klett-
Cotta, Stuttgart 2002.

www.sozialnetz.de

Volker Hielscher/Eckart Hil-
debrandt: Zeit für Lebens-
qualität. Auswirkungen verkürz-
ter und flexibilisierter Arbeitszei-
ten auf die Lebensführung, Edi-
tion Sigma, Berlin 1999.

Kerstin Jürgens: Arbeitszeit-
flexibilisierung. Marktanpassung
oder neue Balance von Familie
und Beruf? In: Moderne Zeiten.

ganz anderen Vorurteilen
auseinander zu setzen.

Welche Vorschläge macht
Ihre Wissenschaftler-Initiative?

Wir diskutieren in Deutsch-
land in wachsendem Maße über
demografische Fragen. Vom
Jahrgang 1970 werden nach
Prognosen dreißig Prozent der
Frauen kinderlos bleiben:

Immer mehr junge Paare ver-
zichten auf Kinder, weil die
Vereinbarkeit von Beruf und
Familie so schwierig ist. Mit
Zeitmodellen im Interesse der
Arbeitnehmer müssen wir
dafür sorgen, dass die Arbeits-
welt nicht noch familien-
feindlicher wird.

Interview: Thomas Gesterkamp

Themenheft der Zeitschrift “Dis-
kurs”, herausgegeben vom Deut-
schen Jugendinstitut, München
2002.

Dieter Schnack/Thomas Gest-
erkamp: Hauptsache Arbeit?
Männer zwischen Beruf und Fa-
milie, Rowohlt Verlag, Reinbek
1998.
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MOSAIK

Studie: „Jugendliche und junge
Erwachsene in Deutschland’’

Die Ergebnisse der vom Bun-
desministerium für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend in Auf-
trag gegebene Studie „Jugendliche
und junge Erwachsene in Deutsch-
land’’ wurden am 16. Februar 2004

vorgestellt. Das Mannheimer Ins-
tituts für praxisorientierte Sozial-
forschung (ipos) hatte ca. 2 000 Ju-
gendliche und junge Erwachsene
zwischen 14 und 27 Jahren zu ih-
rer Wohnsituation, ökonomischen

Situation (Arbeitsplatzsicherheit,
Bereitschaft zur Mobilität etc.), so-
zialer und familiärer Situation, re-
ligiösen Einstellungen, Freizeitge-
staltung (einschließlich gesell-
schaftliches Engagement), politi-
schen Einstellungen, Einstellun-
gen zu Gewalt und Einstellungen
zu Ausländerinnen und Auslän-
dern befragt.

Einige Ergebnisse der Studie:

Mobilitätsbereitschaft:
Die Mehrheit der befragten Ju-

gendlichen und jungen Erwachse-
nen zeigt eine ausgeprägte Bereit-
schaft, den Wohnort zu wechseln,
wenn sich dadurch ihre Chancen
auf dem Arbeitsmarkt erhöhen. 76
% der westdeutschen und 82 %
der ostdeutschen Befragten gaben
an, einen Umzug in Kauf zu neh-
men, sollten sie dadurch leichter ei-
nen  Arbeitsplatz finden.

 Zivilcourage:
Die Bereitschaft, in Gewalt-

situationen Zivilcourage zu zeigen,
ist seit 1993 deutlich angestiegen:
Auf die Frage „Würden Sie bei ge-
walttätigen Übergriffen auf Aus-
länder zur Hilfe kommen?’’ ant-
worteten 60 % der westdeutschen
und 51 % der ostdeutschen Be-

fragten mit „ja’’. 1993 waren es
noch 49 bzw. 38 %. Unterstrichen
werden diese Ergebnisse auch
durch die rückläufigen Ressenti-
ments gegen ausländische Mit-
bürgerinnen und Mitbürger. 72 %
der jungen Westdeutschen gaben
an, eine oder mehrere Personen
ohne deutschen Pass im Freundes-
kreis zu haben – bei jungen Ost-
deutschen lag dieser Anteil bei
38 %. Gleichzeitig hat die überwie-
gende Mehrheit der Jugendlichen
und jungen Erwachsenen kein
Verständnis für Gewalt gegen Aus-
länder.

Nutzung des Internets:
Fast die Hälfte der befragten

Jugendlichen und jungen Erwach-
senen nutzt das Internet oft für
private Zwecke. Nur ein Drittel
der Befragten gab an, das Netz sel-
ten oder nie zu nutzen. Mit 63 %
aller 14 bis 27-jährigen verfügen
überdurchschnittlich viele junge
Menschen über ihren eigenen
Internetanschluss.  Nach wie vor
nutzen mehr Jungen und junge
Männer das Internet als Mädchen
und junge Frauen.

Die vollständige Studie unter:
www.bmfsfj.de

ARBEITSHILFE

Mappen für Kreisgruppen
Mitte Mai 2004 konnte die

Kreisgruppen-Mappe mit der
dazugehörenden CD-ROM fer-
tig gestellt und an alle Unterglie-
derungen bundesweit versandt
werden. Sie ist sicher eine echte
Hilfe bei der Bewältigung der
Kreisgruppenarbeit.

Die Mappe beinhaltet u.a.:
• die Leistungen der GdP mit ei-
ner aktuellen Beitragstabelle
• die rechtlichen Grundlagen der
Gewerkschaftsarbeit
• Hilfestellungen für Kassierer/
innen (besonders für „Neu-
gewählte“)
• Vorlagen für Aufgabenver-
teilungspläne, Haushaltspläne
(ähnlich wie bei dem Vertrauens-
leute-Projekt)
• Informationen über die Ge-
schäftsführenden Landes-/Be-
zirksgruppenvorstände, die Lan-

desgeschäftsstellen, Untergliede-
rungen und Satzungen aller Lan-
desbezirke/Bezirke,
• einen Ideenpool für Betreuung
und Information der Mitglieder,
Gratulationen, Aktivitäten wie
Festlichkeiten, Ausflüge, Semina-
re usw.

Die Mappe soll künftig stän-
dig aktualisiert werden. Um eine
Erweiterung der Inhalte an den
Bedürfnissen der Untergliede-
rungen zu orientieren, sind wir
auf die Mitarbeit und Rückmel-
dung der Kreis-, Direktions- und
Bezirksgruppen angewiesen.

Rückfragen und Anregungen:
Kollegin Annette Terweide,
Telefon: (0211) 7104-107 oder
E-Mail:
annette.terweide@gdp-online.de
entgegen.
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Haarlänge
Die Anforderungen an das äu-

ßere Erscheinungsbild von Polizei-
beamten ist gesetzlich und durch
ergänzende Bestimmungen des
Dienstherrn festgelegt. Danach
sind die Polizeibeamten über die
für Beamte allgemein geltenden
Verhaltensanforderungen hinaus
in besonderem Maße verpflichtet,
das Ansehen der Polizei zu wah-
ren.

Die Angehörigen der Polizei
müssen bei der Ausführung ihres
Dienstes in einer Form auftreten,
die den polizeilichen Auftrag der
Gewährleistung der Inneren Si-
cherheit glaubhaft verkörpert. Der
wirksamen Erfüllung des polizei-
lichen Auftrags dient auch die Ver-
pflichtung zum Tragen einer Uni-
form. Durch das Tragen einer ein-
heitlichen Dienstkleidung wird be-
zweckt, dass die Person des Polizei-
beamten hinter die staatliche

Funktion zurücktritt. Es soll von
vornherein vermieden werden,
dass sich Bürger polizeilichen An-
ordnungen schon deshalb wider-
setzen, weil sie eine auf dem äu-
ßeren Erscheinungsbild des Be-
amten beruhende persönliche
Abneigung gegen ihn empfinden.

Die Pflicht zum Tragen einer
Uniform schließt die Pflicht des
Polizeivollzugsbeamten ein, das
durch die Uniform bezweckte ein-
heitliche äußere Erscheinungsbild
nicht wieder durch die Gestaltung
von Haar- und Barttracht sowie
das Tragen persönlicher Acces-
soires in Frage zu stellen.

Diese Auffassung hat das Ober-
verwaltungsgericht Koblenz im
Beschluss vom 22.9.2003 - 2 B
11357103 vertreten. Dabei ist das
Gericht davon ausgegangen, dass
das Verbot des Tragens überlanger
Haare zwar zu einer Einschrän-
kung des Grundrechts auf freie
Entfaltung der Persönlichkeit

führt. Dieses allgemeine Persön-
lichkeitsrecht ist allerdings nicht
schrankenlos gewährleistet. Es
kann nur im Rahmen der verfas-
sungsmäßigen Ordnung ausgeübt
werden. So stellt die Regelung der
Haarlänge von Polizeivollzugs-
beamten eine verfassungsmäßige
Einschränkung des Grundrechts
auf freie Entfaltung der Persön-
lichkeit dar; sie ist insbesondere
verhältnismäßig.

Auch verstoßen die Beschrän-
kungen der Haartracht bei den
Polizeivollzugsbeamten nicht ge-
gen den Gleichheitssatz. Sachli-
cher Grund dafür, die Haarlänge
bei Polizeivollzugsbeamtinnen
nicht grundsätzlich zu reglemen-
tieren, ist die unterschiedliche Ak-
zeptanz, auf die das Tragen länge-
rer Haare durch uniformierte
Polizeibeamtinnen einerseits und
uniformierte Polizeibeamte an-
derseits in der Bevölkerung stößt.

Dr. O.

Schnauzer
Die Polizei im indischen Bun-

desstaat Madhya Pradesh zahlt
ihren Beamten Belohnungen,
wenn sie einen Schnurrbart tragen.

Ein stattlicher Schnäuzer sei
ein „wirksames Instrument“ um
die Einhaltung der Gesetze
durchzusetzen, sagte Polizeichef
Mayank Jain vom Distrikt Jhabua
der Zeitung „Asian Age“. Des-
halb bekamen die Polizisten eine
Prämie von umgerechnet 60 Cent
pro Monat fürs Schnurrbart-
Tragen.

Die Initiative habe gleichzeitig
dafür gesorgt, dass die Männer in
Uniform jetzt insgesamt stärker
auf ihr Erscheinungsbild achteten,
sagte Jain weiter. Laut  Polizeichef
haben sich mindestens sieben
Beamte seit Einführung der Prä-
mie im August einen Schnurrbart
wachsen lassen.
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Virenschutzimpfung auf-
frischen

Virenprogrammierer bringen
ständig neue Bedrohungen in
Umlauf. Um vor den neuesten
Gefahren geschützt zu sein, müs-
sen die Sicherheitsfunktionen
des Computers regelmäßig aktu-
alisiert werden. Ein regelmäßiges
Update – professionelle Pro-
gramme erledigen das automa-
tisch, sobald sich der Nutzer ins
Internet einwählt – sorgt für op-
timalen Schutz. Und nicht ver-
gessen: Den Virenscanner stets
im Hintergrund aktiv laufen las-
sen, denn ist er deaktiviert, kann
er das digitale Ungeziefer nicht
erkennen.

Updates nicht nur für
Virenscanner

Nicht nur der Virenscanner,
auch die Software sollte auf dem
neusten Stand gehalten werden.

Sowohl für Internet-Software
wie E-Mail und Webbrowser als
auch andere Programme gibt es
immer wieder Aktualisierungen,
die Sicherheitslücken schließen.
Denn einige Sicherheitsbedro-
hungen nutzen lange bekannte
Schwachstellen aus.

INTERNET

Goldene Regeln für den sicheren PC

Die Risiken im Internet sind vielfältig, Wurm „Sasser“
hat es wieder mal deutlich gemacht. Aber es lauern
auch andere Gefahren im Netz. Wer allerdings auf die
Sicherheit seines Computers achtet und einige Regeln
beherzigt, bleibt beim Gang durch den Cyberspace von
unliebsamen Überraschungen verschont. Nachfolgend
Experten-Tipps für den sicheren Umgang mit Internet,
Spam-Mails und Kennwörtern.

kannt ist und gegebenenfalls die
Mail zu löschen.

Lohnt sich Herunterladen
wirklich?

Beim Surfen im Internet fin-
det man beispielsweise in Tausch-
börsen eine Vielzahl interessan-
ter Dateien, die sich mit einem
Mausklick herunterladen lassen.
Es kann sich dabei allerdings um
Quellen für Viren und anderen
bösartigen Code handeln.

Nicht benötigte
Dienste vom Computer

löschen
Die Reduzierung der Dienste

auf ein Minimum vermindert die
Systemanfälligkeit drastisch. Wer
darüber hinaus regelmäßig die
temporären Internet-Dateien, so
genannte Cookies (kleine Pro-
grammdateien, die Zugangs-
daten oder auch Kreditkarten-
nummern erfassen) löscht, mini-
miert das Risiko zusätzlich, dass
seine Daten missbraucht werden.

Inkognito im Internet
Niemals in Chatrooms, Foren

oder auf angesurften Websites
Angaben wie Namen, Adressen,
Telefonnummern oder die Schu-
le der Kinder weitergeben. Wei-
sen Sie auch Ihre Kinder darauf
hin, nicht einfach persönliche
Angaben im Internet preiszuge-
ben.

Tipps gegen Spam:

• Keine Spam-Mails (uner-
wünschte Werbe-Mails) öffnen.
Sie können gefährliche Anhän-
ge wie Viren, Trojaner oder Wür-
mer enthalten. Gleiches gilt für
die Dateianhänge solcher Nach-
richten.

• Keine E-Mails beantworten,
die als Werbemail zu verdächti-
gen sind. Sie bestätigen dem Ab-
sender damit, dass die von ihm
verwendete E-Mail-Adresse gül-
tig ist und Sie erhalten in Zukunft
nur noch mehr Post.

• Wenn Sie misstrauisch sind,
ob es sich bei einer E-Mail um
eine Werbe-E-Mail handelt, kli-
cken Sie nicht auf den in der
Nachricht eingebauten Link, der
angibt, dass Sie sich dort aus dem
Verteiler löschen können.
Meistens ist das nur ein Trick, der
von den Spammern benutzt wird,
um Ihre digitale Adresse zu über-
prüfen und sie natürlich weiter zu
beliefern.

• Bevor Sie auf einer In-
ternetseite ein Online-Formular

Im vergangenen Jahr ver-
ursachten Computerviren
weltweit schätzungsweise 55
Mrd. Dollar. Nach Angaben
der Gesellschaft für IT-Si-
cherheit Mcart (ein vom
Branchenverband Bitkom
und der Bundesregierung
eingerichtetes Notfallzen-
trum für den Mittelstand)
verdoppelt sich die Anzahl
der bekannten Sicherheits-
lücken und Angriffe jährlich.

Falls kein wirksamer
Schutz vorhanden ist, kann
sich beispielsweise der aktu-
elle Wurm „Sasser“ seinen
Weg innerhalb weniger Mi-
nuten auf einen normalen
Windows-PC bahnen, so-
bald sich dieser mit dem
Internet verbindet.  Die Fol-
ge: Der Rechner stürzt ab.

Im besten Fall kann man
den PC dann „desinfizieren“
– mit so genannten Removal
Tools (Enfernungsprogram-
me), die Hersteller von
Sicherheitssoftware anbie-
ten.

Hacker müssen draußen
bleiben

Lassen Sie nicht zu, dass eine
fremde Person ihren PC ausspi-
oniert. Eine Firewall ist der ef-
fektivste Schutz vor Hackern,
Datendieben und anderen Ein-
dringlingen.

Gefährliches
Anhängsel

E-Mail-Anhänge können mit
Computer-Schädlingen wie Vi-
ren, Würmern oder trojanischen
Pferden infiziert sein und großen
Schaden anrichten. Deshalb:

Nicht ohne vorherige
Virenprüfung öffnen.

Öffnen Sie auch
nicht per se jede
E-Mail, sondern
seien Sie vorsich-
tig, wenn Sie den
Absender nicht
kennen. Verdäch-
tig sind zudem E-
Mails mit auslän-
discher Betreff-
zeile von einem
Absender, der
üblicherweise in
Deutsch mit Ih-
nen kommunizie-
ren würde.

Erst infor-
mieren

Wer eine E-Mail-
Warnung vor einem neuen, ex-
trem gefährlichen Virus erhält,
gegen den es angeblich kein Ge-
genmittel gibt, sollte die Mail
nicht wie aufgefordert an alle
Freunde weiterleiten. Besser ist,
sich zu informieren, ob dieser
„schlechte Scherz“ bereits be-
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ausfüllen, sollten Sie immer
zuerst die Datenschutzrichtlinien
des Betreibers lesen (in der Re-
gel als Link unten auf der
Homepage zu finden). Dies gilt
auch für verschlüsselte Inter-
netseiten. Meiden Sie Firmen, die

in diesen Richtlinien erwähnen,
dass sie persönliche Informatio-
nen an Dritte weitergeben.

• Setzen Sie eine Software ein,
die Werbemails aussperrt oder
filtert.

• Benutzen Sie bei Online-
Registrierungen oder für den
elektronischen Handel nie Ihre
Haupt-E-Mail-Adresse. Verwen-

den Sie für solche Zwecke eine
E-Mail-Adresse eines Gratis-
Anbieters.

• Verwenden Sie eine unge-
wöhnliche E-Mail-Adresse, das
heißt, keinen Namen oder ein

bekanntes Substantiv. Besser ist
eine Kombination aus Zahlen
und Buchstaben vor dem
Domainnamen des Internet-
providers. Spammer setzen oft
Werkzeuge ein, die automatisch
Millionen von möglichen E-
Mail-Adressen generieren. Die-
se Programme benutzen dazu
Kombinationen von Buchstaben
und/oder Wörtern, um Namen zu
generieren, die sie dann vor den

Domainnamen bekannter In-
ternet-Provider setzen, um
möglichst viele aktive E-Mail-
Adressen  zu erreichen.

• Versenden Sie Mails an meh-
rere Empfänger, dann setzen Sie
diese BCC (Blind Carbon Copy)
– so wahren sie deren Anonymi-
tät und erschweren Spammern
etwas die Arbeit.

• Softwarepiraten greifen oft
zu Spam-Mails, um ihre gefälsch-
ten Produkte zu verkaufen. Bei-
spielsweise wurde eine Werbe-
aktion entdeckt, bei der gefälsch-
te Versionen von Software-
produkten angeboten wurden.

Sechs Tipps für ein
sicheres Passwort:

1. Benutzen Sie ein Wort mit
mindestens acht Zeichen, am
besten eine Kombination mit
Zahlen und Sonderzeichen, z.B.
„Kjg3H9#1a“. Wenn man dabei
Groß- und Kleinschreibung be-
nutzt, wird das Passwort noch si-
cherer.

2. Jeden Buchstaben und jede
Zahl nur einmal verwenden.

3. „Recyceln“ Sie kein altes
oder ein bereits verwendetes
Passwort.

4. Nicht den eigenen Namen

als Bestandteil verwenden.
Rückwärts schreiben oder die
Reihenfolge vertauschen sind
ebenfalls keine probaten Mittel.

5. Ebenfalls vermeiden sollte
man den Namen der Ehefrau/des
Ehemannes, des Kindes, des
Hundes usw.

6. Für verschiedene Zugänge
sollten Sie nicht immer das glei-
che Kennwort verwenden.

Schädlingsschutz

Nach Blaster ist Sasser wieder
ein Internetwurm, der sich ohne
Aktion des Anwenders verbrei-
tet. Allein die Verbindung zum
Internet reicht aus. Internetwurm
Sasser zeigt in Europa derzeit die
höchste Verbreitung. Computer-
nutzer sollten daher bei den ak-
tuellen Bedrohungen drei Dinge
zum Schutz ihres Computers be-
rücksichtigen: den Virenscanner
immer aktuell halten, unbedingt
eine Firewall installieren (denn
diese verhindert, dass sich Schad-
programme wie Sasser oder
Blaster auf dem Rechner instal-
lieren) und regelmäßig Sicher-
heitsupdates aufspielen.

   Patrick Heinen,
Sicherheitsexperte bei

Symantec
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1. MAI 2004

Jugendgewaltspiele
in Berlin

Am Vorabend des 1. Mai, der
Walpurgisnacht, glich der An-
marsch zum Mauerpark in
Prenzlauer Berg dem Zustrom zu
einem Open-Air-Festival. Das
Flutlicht des benachbarten Stadi-
ons erhellte das ansonsten dunk-
le Areal und Flaschen waren auch
verboten … Erst um 0.15 h „pro-
vozierte“ eine Festnahme einige
Jugendliche derart, dass sie um-
gehend alles, was sie in den Hän-
den hielten auf die Beamten
schleuderten. Die kleine Eskala-
tion war da, doch schon bald hat-
te die Polizei die Lage wieder so-
weit beruhigt, dass sich manche
über die Langeweile der Veran-
staltung mokierten.

Randalieren gegen
Rechts in Lichtenberg

Am nächsten Tag hatten sich
die NPD und rechte Kamerad-
schaften am Bahnhof Lichten-
berg mit über 2 000 meist jungen
Leuten zu ihrem alljährlichen
Aufzug versammelt. Auf der ge-

planten Strecke gab es überall
Widerstandsnester, teils mit Mu-
sik, grundsätzlich aber in ausge-
lassener Stimmung. Der Ab-
marsch der Rechten verzögerte
sich, die Linken sickerten lang-
sam zum Bahnhof durch und auf
der Strecke war mittlerweile der

letzte Autonome wach gewor-
den. Während die Neonazis ihre
Parolen zu Marschmusik brüll-
ten, hatte die Polizei die Strasse
frei zu räumen. Das ging schließ-
lich nach netter Durchsage auf
bayerisch doch nur noch mit Hil-
fe der Wasserwerfer.

Tradition in Kreuzberg
In Kreuzberg lief derweil das

„Myfest“ mit tausenden Besu-
chern und vielen Bühnen. Die
Stimmung war ausgelassen.

Um 20.00 h beendeten die
Musikgruppen ihre Auftritte und
als wenn sie das „Schlachtfeld“
bereiteten, heizten bereits die
bloßen Abbaugeräusche die
Stimmung an. Dann bildete sich
plötzlich ein Aufzug, angeführt

von einem schwarzen Block.
Dahinter reihten sich die johlen-
den Massen ein. Der aggressive
Aufzug dreht eine Runde im
Kiez, bevor er am Heinrichplatz
zu Stehen kam. Zwischenzeitlich
waren Flaschen und Steine ge-
sammelt und immer mehr Ver-

mummung angelegt worden. Die
schnell verstärkten und massiv
vorrückenden Polizeikräfte wur-
den mit Leuchtraketen und Stei-
nen heftig attackiert.

Aber auch in Kreuzberg wa-
ren die meist jungen Chaoten
letztlich nicht zufrieden. Die Po-
lizei war zu schnell, zu präsent
und zu präzise, insbesondere bei
ihren Zugriffen. Barrikaden-
material war Mangelware, Autos
oder Bauwagen u. ä. fehlten

gänzlich. Viele maulten dann
auch, dass früher mehr los gewe-
sen wäre. Der 1. Mai 2004 war
also endlich ein Punktsieg für die
Polizei. Von einem K. O. der Sze-
ne zu sprechen, scheint mir indes
zu optimistisch.

      Volker Amler

Die Mai-Krawalle in Berlin
konnten in diesem Jahr
deutlich in Grenzen gehal-
ten werden.
Unser Autor Volker Amler
war wieder vor Ort.

Ein Großauf-
gebot der Poli-
zei verhinderte
den unkon-
trollierten
Abmarsch des
NPD-Aufzuges.

Foto: Amler
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EINSATZ

Globalisierung der Gewalt bei staaten-
übergreifenden polizeilichen Großlagen
Zu diesem Thema veranstaltete der Bundesfachaus-
schuss „Bereitschaftspolizei“ am 30. und 31. März die-
sen Jahres im Kloster Banz bei Bad Staffelstein ein Sym-
posium, in dem erfahrene Polizeiführer ihre Erkenntnisse
aus früheren Einsätzen vortrugen. Anhand dieser und ei-
gener Erfahrungen erarbeiteten die Teilnehmer im An-
schluss an die Vorträge in drei Arbeitsgruppen Empfehlun-
gen zur effizienten Bewältigung solcher Großlagen.

Globalisierung hat in nahezu
allen gesellschaftspolitischen Fel-
dern Einzug gehalten. Gerade
bei staatenübergreifenden poli-
zeilichen Großlagen ist dann von
Gewaltglobalisierung zu spre-
chen, wenn sich die Akteure die-
ser Szene mit zielgerichteten
Absprachen und Planungen bzw.
mit logistischen Verfahren dazu
verabreden, gemeinschaftlich
Gewalt gegen im Grunde fried-
liche Ereignisse zu richten.

Die damit verbundenen Her-
ausforderungen an die Staaten-
gemeinschaft im politischen
Raum sowie die Anforderungen
an die Exekutivorgane zur Auf-
rechterhaltung von Sicherheit
und Ordnung bei allen rechts-
staatlichen Veranstaltungen be-
dürfen einer umfassenden Be-
trachtung.

Die Erfahrungen aus bisheri-
gen Großeinsätzen – wie an-
lässlich der G-8-Treffen Ende
Juli 2001 in Genua und Anfang
Juni 2003 in Evian – zeigen, dass
auf staatlicher Seite erhebliche
Defizite bestehen: Im politischen
Raum, insbesondere im Hinblick
auf nicht oder unzureichend vor-
handene einheitliche Rechts-
und Verwaltungsvorschriften so-
wie im taktischen Bereich durch
nicht kompatible Führungs- und
Einsatzmittel. Eine Reihe weite-
rer wichtiger Funktionen, die
wesentliche Voraussetzungen für
das Gelingen polizeilicher Ein-
satzmaßnahmen sind, wie zum
Beispiel die einheitliche Füh-
rungssprache, nicht nur im lingu-
alen, sondern insbesondere im
semantischen Bereich, müssen
ebenfalls Gegenstand der Erör-
terung sein.

Dass die GdP mit ihrer The-
menwahl für das Symposium
genau richtig gelegen hat bestä-
tigten die Referenten. Sie be-
mängelten alle aufgrund ihrer
eigenen Erfahrungen die großen
organisatorischen Defizite gera-
de bei staatenübergreifenden
Einsätzen.

Die Probleme für Capitáine
Peter Brander von der Kantons-

polizei Genf bestehen z. B. darin,
dass seine Polizei gerade ca. 860
Mann stark ist, aber beim Evian-
Gipfel aufgrund der geographi-
schen Gegebenheiten am Genfer
See die Hauptlast der Demon-

strationen zu tragen hatte.
Jürgen Schubert, Direktor (und
Stabschef) beim Polizeipräsiden-

ten in Berlin  beschrieb die Nöte
einer Hauptstadt mit vielen un-
terschiedlichen Gefährdungs-
lagen und den daraus resultieren-
den hohen Einsatzbelastungen
seiner Kolleginnen und Kollegen.
Bei seinem Resümee sprach sich
der Inspekteur der Bereitschafts-
polizeien der Länder Bernd
Manthey für den Erhalt der Be-

reitschaftspolizei und deren kon-
tinuierliche Aus- und Fortbil-
dung aus. Sie seien Garant für
einen professionellen Einsatz bei
polizeilichen Großlagen.

In den Arbeitsgruppen kamen
die Teilnehmer des GdP-Sympo-
siums zu einer Reihe von Emp-
fehlungen. Hier die wesentlichs-
ten Punkte:

AK 1 – Ausstattung/
Ausrüstung/Technik
KFZ-Technik:
• auftragsabhängige Beschaf-
   fung
• GPS für das Zugführerfahr-
   zeug
• einheitlicher technischer
   Standard der Fahrzeuge
• Halbgruppenfahrzeugen an
   stelle von GruKw
   Kommunikationstechnik
• bundeseinheitlicher Digital-
   funk
• Empfangsteil als Mann-
   ausstattung

Schutzzausstattung:
• nichtbrennbare Hose zur
   Schutzausstattung (Blouson
   erfüllt bereits diese Voraus-
   setzung)

Einsatzbekleidung:
• Regenschutz, Kälteschutz ins-
    besondere Einsatzrolli mit
   Reißverschluss
Unterbringung und Verpflegung:
•  Anlehnung an deutschen Stan
   dard auch bei staatenübergrei-
   fenden Einsätzen.

AK 2 – Führung/Taktik
• „GdP-Strategiepapier“ muss
   Grundlage sein
• Recht bestimmt Taktik (grund-
   sätzlich gilt das Recht des
   anfordernden Staates)
• eine gründliche Einsatzvor-
   und -nachbereitung steht für
   einen erfolgreichen Einsatz

AK 3 Aus- und Fortbildung
Allgemeinbildung
• Sprachaus- und -fortbildung in
   der Polizei muss Schwerpunkt-
   thema werden. Insbesondere
   bei geschlossenen Einheiten
   sollen Sprachkenntnisse Lei-
   stungskriterium sein.
• Die Fächer Ethik/Religion/Po-
   litik sind in die polizeiliche
   Ausbildung bindend einzufüh
   ren. Sie dienen der persön-
   lichen Positionsfindung und
   sind Grundlage des polizei-
   lichen Selbstverständnisses.
• Es ist ein einheitliches EU-wei-
   tes Polizeirecht einzuführen,
   welches Rechte und Pflichten
   der Polizei klar definiert.

Darüber hinaus ist eineein-
heitliche Kommunikationstech-
nik Voraussetzung für einen er-
folgreichen Unterstützungsein-
satz.

Aufgrund der unterschied-
lichen polizeilichen Anbindun-
gen (Militär/Polizei) kann nur die
Auftragstaktik Grundlage inter-
nationaler Unterstützungsein-
sätze sein.

Mit den Empfehlungen wird
sich demnächst der Geschäfts-
führende Bundesvorstand der
GdP befassen.

hjm
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Föderalismus am Scheideweg

Im Jahre 1948 hat Carlo Schmitt, einer der führenden
Köpfe der Nachkriegs-SPD, im Parlamentarischen Rat die
rhetorische Frage gestellt: „Wir sollen ein Grundgesetz
machen, das demokratisch ist und ein Gemeinwesen des
föderalistischen Typs errichtet. Was bedeutet das?“ Die
Antwort ist im Grundgesetz nachzulesen. Was den Föde-
ralismus angeht, so befasst sich mittlerweile etwa die
Hälfte der 146 Artikel direkt oder indirekt mit dem Ver-
hältnis Zentralstaat – Gliedstaaten.

Ein so umfangreicher Rege-
lungsbedarf deutet auch Rei-
bungsverluste an. Sie sind
nach vielen Grundgesetz-Ände-
rungen unübersehbar geworden.
Das hat im Oktober 2003 zur
Einsetzung einer „Kommission
von Bundestag und Bundesrat
zur Modernisierung der bundes-
staatlichen Ordnung“ (KoMBO)
geführt.

Problemaufriss

Wissenschaftler und Politiker
kritisieren seit langem die
„Politikverflechtung“. Sie ist be-
sonders ausgeprägt
• in den verwobenen Gesetz-
gebungskompetenzen von Bund
und Ländern  (Gesetzgebungs-
konkurrenzen, Bundesratsbe-
teiligung, Vermittlungsausschuss
– Art. 70 ff. GG),
• in den Finanzbeziehungen un-
tereinander (horizontaler und
vertikaler Finanzausgleich,
Fonds deutsche Einheit, Steuer-
verteilung – Art. 104 ff. GG) und
• in der Mischfinanzierung bei
den Gemeinschaftsaufgaben (z.
B. Hochschulbau, Förderung der
regionalen Wirtschafts- und
Agrarstruktur – Art. 91a GG).

Ein weiteres Problemfeld se-
hen insbesondere die Geber-
länder (also die, die mehr in den
Finanzausgleich geben als sie
heraus bekommen) in der
Gesetzgebungsverpflichtung zur
„Herstellung gleichwertiger
Lebensverhältnisse im Bundes-
gebiet“ (Art. 72 GG). Dieser
Streitpunkt ist nach dem Beitritt
der DDR verstärkt aufgekom-
men. Die damit verbundene Bil-
dung der fünf neuen und Zu-
schuss bedürftigen Länder hat
gerade bei Geberländern zur
Forderung nach einem Wettbe-
werbs-Föderalismus geführt. Die
Befürworter versprechen sich
von ihm – auch unter Inkauf-
nahme unterschiedlicher Le-
bensverhältnisse – eine Verringe-
rung der Alimentation und eine
sparsamere Haushaltspolitik al-
ler finanzschwachen Länder.

Da solche Kontroversen bis-

her nicht durch mehrheitliche
Politikentscheidungen gelöst
werden konnten, sind sogar ein-
schlägige Klagen beim Bundes-
verfassungsgericht anhängig.

Die Bundesstaats-
kommission

Der Auftrag für die KoMBO
ergibt sich so zwangsläufig aus
dem Problemaufriss. Allgemein
werden als Ziele angestrebt:
• Handlungs- und Entschei-
dungsfähigkeit von Bund und
Ländern verbessern;
• politische Verantwortlich-
keiten deutlich zuordnen;
•  Zweckmäßigkeit und Effizienz
der Aufgabenerfüllung steigern.

Das hört sich viel verspre-
chend an. Im Detail aber werden
die 32 Mitglieder (je 16 aus den
Ländern und dem Bundestag,
dazu Berater und Sachverständi-
ge) große Kompromissbereit-
schaft beweisen müssen, um
Gesetzgebungskompetenzen
und Finanzbeziehungen zu ent-
flechten und neu zu ordnen.
Weitgehende Einstimmigkeit ist
schon deshalb erforderlich, weil
die Reformen mit Grundgesetz-
änderungen und Zwei-Drittel-
Mehrheit durch beide Kammern
gebracht werden müssen.
Vielleicht kehrt der Bundesrat
dann auch zu seiner ursprüngli-
chen Aufgabe zurück, nämlich
eine Interessenvertretung der
Länder zu sein. Die Kommission
soll bis Ende 2004 Ergebnisse mit
konkreten Formulierungen für
GG-Änderungen vorlegen.

Polizeirelevanz
Auch im Politikfeld Innere Si-

cherheit gibt es viele Verflech-
tungen zwischen dem Bund und
den Ländern. Durch Gesetze und
Abkommen sind die örtlichen

und sachlichen Zuständigkeiten
des BKA und des BGS als
Bundespolizeien und den
Länderpolizeien eigentlich zu-
frieden stellend geregelt. Den-
noch gibt es andere Konflikt-
felder, die alle Polizeiangehö-
rigen beunruhigen. Das Beam-
tenrechtsrahmengesetz, das
Beamtenversorgungsgesetz,
beide nach langen Bemühungen
schon in der alten Bundes-
republik auch „zur Herstellung
gleichwertiger Lebensverhält-
nisse“ geschaffen, sind allein aus
finanziellen Gründen zur Manö-
vriermasse geworden. Die Öff-
nungsklausel, die immer noch
geringere Besoldung in den
neuen Bundesländern, die Un-
terschiede in der Wochen- und
Lebensarbeitszeit, das kann

Land          Regierungsparteien Stimmengewicht

NRW     SPD/Grüne   6
Bayern     CSU   6
Baden-
Württemberg     CDU/FDP   6
Niedersachsen     CDU/FDP   6
Hessen     CDU   5
Sachsen     CDU   4
Rheinland-Pfalz     SPD/FDP   4
Berlin     SPD/PDS   4
Schleswig-Holstein    SPD/Grüne   4
Brandenburg     SPD/CDU   4
Sachsen-Anhalt     CDU/FDP   4
Thüringen     CDU   4
Mecklenburg-
Vorpommern    SPD/PDS   3
Hamburg    CDU   3
Saarland    CDU   3
Bremen    SPD/CDU   3
Gesamt 69

Die Länder sind entspre-
chend ihrer Einwohnerzahl ge-
ordnet (von NRW = 18,7 Mio.
bis Bremen = 0,66 Mio.).
Danach richtet sich auch das
Stimmengewicht. Jedes Land
hat mindestens 3 Stimmen,
Länder mit mehr als zwei Mio.
= 4, mit mehr als sechs Mio. = 5
und mit mehr als sieben
Mio. = 6.

Bei Abstimmungen im Bun-
desrat kann der weisungsge-

bundene Beauftragte der Lan-
desregierung die Stimmen nur
geschlossen abgeben.

Als Schlichtungsorgan zwi-
schen Bundestag und Bundes-
rat fungiert der Vermittlungs-
ausschuss. Er setzt sich aus 16
Vertretern des Bundestages
(entsprechend dem Parteien-
proporz) und je einem Vertre-
ter aus jedem Land zusammen.

FÖRDERALISMUSDEBATTE
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schon als Vorgeschmack auf
einen Wettbewerbs-Föderalis-
mus angesehen werden.

Eine öffentliche Äußerung
des Bundesinnenministers lässt
Schlimmes befürchten: „In-
zwischen ist der föderale Eigen-
sinn so weit entwickelt, dass er
uns lähmt.“  Er will die Landes-
kriminalämter zu Außenstellen
des BKA machen und ebenso die
Landes-Verfassungsschutzämter
dem Bundesamt einverleiben.
Was bei einer solchen Zentrali-
sierung für die Innere Sicherheit
verloren gehen kann, hat Dr.
Manfred Murck in DEUTSCHE
POLIZEI 3/04 S. 31 deutlich be-
schrieben.

Letztlich werden auch immer
wieder der Einsatz der Bundes-
wehr im Innern und die Aufstel-
lung einer billigen Wachpolizei
diskutiert. Das hätte eine
Entprofessionalisierung der
Polizeiarbeit zur Folge, die nicht
nur das schon ramponierte sub-
jektive Sicherheitsgefühl der
Bürger, sondern auch die objek-
tive Sicherheit schwer beein-
trächtigen würde.

Auf den ersten Blick scheinen
diese Beispiele wenig mit der
Föderalismus-Diskussion zu tun
zu haben. Im zweiten Blick aber
kommt die misstrauische Er-
kenntnis, dass eine Verfassungs-
reform sehr wohl ganz negative
Auswirkungen auf die beiden
Ebenen tangierende hoheitliche
Funktion der Polizei haben kann.
Die „hergebrachten Grundsätze
des Berufsbeamtentums“ (Art.
33 GG) mit den daraus erwach-
senen Alimentations- und
Fürsorgepflichten der staatlichen
Arbeitgeber sind schon lange im
Gerede. Eine Regierungs-
kommission z. B. in NRW will
auch für die Polizei einen „Be-
amten neuer Art“ mit
„arbeitsvertraglichen Regelun-
gen“ schaffen. Da wäre es doch
ganz passend, wenn bei einer
GG-Änderung die bisherigen
Bindungen fallen könnten.

Der bundesdeutsche Födera-
lismus, damals von den westli-
chen Siegermächten gewollt und
vom Grundgesetzgeber konkre-
tisiert, hat die wesentlichen Leis-
tungen erbracht, die von ihm er-

wartet wurden:  Eine eigenstaat-
liche landsmannschaftliche De-
zentralisierung wurde eingerich-
tet, die allerdings nicht in allen
Fällen räumlich gelungen ist. Das
ließe sich nach Art. 29 GG korri-
gieren. Vor allem aber wurde
eine Machtbegrenzung der
Zentralregierung  nach den
schlimmen Erfahrungen mit dem
diktatorischen Zentralismus ge-
schaffen. Aus diesen Gründen
und weil der föderale Staatsauf-
bau eine „Ewigkeitsgarantie“
besitzt (Art. 79), wird er auch

bleiben. Leider geht es bei allen
gegenwärtigen Reformen nicht
nur darum, auf der Grundlage
des Guten noch Besseres zu
schaffen, sondern hauptsächlich
darum, Kosten zu sparen. Und
das hat Konsequenzen. Noch
sind 52 Prozent der Bevölkerung
(„Spiegel“-Umfrage April 2004)
insoweit mit der Bundesregie-
rung zufrieden, wenn es um den
wirksamen Schutz vor Verbre-
chen geht. Solches Vertrauen
kann schnell verspielt werden,
wenn Reformen nur Kürzungen

und Mehrbelastungen bedeuten,
die zwangsläufig eine Demotiva-
tion in der Polizei mit sich brin-
gen. Und hoffentlich muss nicht
eines Tages ein Vertreter der Po-
lizei vor einem Untersuchungs-
ausschuss, wie jetzt in den USA,
die Feststellung treffen: Wenn
man uns das geforderte Personal
sowie moderne Führungs- und
Einsatzmittel zugestanden hätte,
dann hätten wir vielleicht das
Schlimmste verhindern können.

Dieter Block, Detmold

Parallel zu der offiziellen
Föderalismuskommission aus
Bundestag, Bundesregierung
und Bundesrat hat der DGB im
Dezember 2003 eine Arbeits-
gruppe eingesetzt, die den po-
litischen Prozess begleiten soll.
Selbstverständlich ist auch die
GdP in dieser Arbeitsgruppe
vertreten. Der DGB-Bundes-
vorstand hat die so erarbeitete
Stellungnahme zur Föderalis-
musdiskussion am 4. Mai 2004
beschlossen. Im Wesentlichen
geht es bei der politischen Dis-
kussion um eine Neuordnung
des Länderfinanzausgleichs
und um eine neue Gewichtung
im Gesetzgebungsverfahren
zwischen Bundestag und Bun-
desrat. Die GdP hat in das
Positionspapier des DGB das
Kapitel „Innere Sicherheit“
eingebracht. Hier der Wortlaut:

Innere Sicherheit

Der Wunsch, friedlich und in
Sicherheit zu leben, gehört zu
den Grundbedürfnissen der
Menschen. Die Gewährleistung
der Inneren Sicherheit mit der
Polizei als der sichtbarsten
Trägerin des staatlichen Ge-
waltmonopols gehört daher zu
den unverzichtbaren Aufgaben

des Staates; das entspricht auch
der Sozial- und Rechtsstaats-
garantie des Grundgesetzes. Ein
möglichst hohes Maß an Sicher-
heit ist zugleich ein entscheiden-
der Standortfaktor, weil es eine
wichtige Voraussetzung für eine
gedeihliche Entwicklung der
Wirtschaft ist.

Nach dem Grundgesetz sind
die Länder grundsätzlich zustän-
dig für die Innere Sicherheit. Das
garantiert für Bürger und Polizei
gleichermaßen durch Nähe zum
Geschehen und örtliche Ein-
gebundenheit eine aussichtsrei-
che Prävention und erfolgreiche
Strafverfolgung. Die polizeili-
chen Aufgaben von Bundes-
kriminalamt und Bundesgrenz-
schutz ergänzen die Arbeit bei
Länder und Staaten übergreifen-
den Aktivitäten zur Aufrechter-
haltung der Inneren Sicherheit.

Gerade in Zeiten, zu denen
vordergründig pragmatische und
angeblich billigere Lösungen
besonders attraktiv erscheinen,
muss daran erinnert werden, dass
die prinzipielle Zuständigkeit
der Länder für die staatliche
Exekutive – und somit auch für
die Polizei – Ausdruck der
Machtbalance ist, die das Grund-
gesetz in bewusster Abkehr vom

Zentralstaat nationalsozialisti-
scher Prägung vorgegeben hat.

Die verfassungsmäßige
Kompetenzverteilung zwischen
Bund und Ländern ist aber
gleichwohl als Verpflichtung
zur positiven Zusammenarbeit
zu verstehen, nicht als Vorwand
für den Rückfall in die Klein-
staaterei. Genau diese Fehl-
entwicklung ist aber konkret im
Gange. Es gibt inzwischen un-
terschiedliche Uniformen und
Dienstausweise, bei den buch-
stäblich lebensnotwendigen
Funksystemen drohen unter-
schiedliche Standards. Die Be-
stimmungen der Polizeigesetze
entwickeln sich immer weiter
auseinander; bei Bezahlung
und Bewertung öffnet sich die
Schere sichtbar. Damit wird
nicht nur der Polizeidienst er-
schwert, den Schaden haben
letztlich die Bürger.

Einen Wettbewerb um die
„bessere“ Innere Sicherheit vor
dem Hintergrund der unter-
schiedlichen Finanzkraft der
Länder darf es nicht geben. Das
Grundgesetz ist eindeutig: Die
Länder haben die Kompetenz
für polizeiliche Aufgaben. Dem
hat die Finanzausstattung zu
entsprechen.

W. D.

GdP-Part an Föderalismusdiskussion
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AUF EIN WORT

Aktiv Seniorenarbeit
gestalten
Senioren-Vorstand stellt Weichen
für die Zukunft

Liebe Seniorinnen und
Senioren,

Auftraggeber in einer Ge-
werkschaft ist der Kongress,

wiederum ge-
stützt auf das
Mandat der
Mitglieder. So
hat der GdP-
Bundeskon-
gress im Okto-
ber 2002 in
M a g d e b u r g
den Antrag E

53 beschlossen: „Entwicklung
eines Senioren-Programms auf
Bundesebene“. Das ist zugleich
der Arbeitsauftrag für den Ge-
schäftsführenden Bundesvor-
stand und den Bundes-Seni-
orenvorstand. Sie haben eine
Arbeitsgruppe einberufen, die
seit April 2003 dabei ist, ein sol-
ches Programm zu erarbeiten.

Hierbei geht es um mehrere
Gesichtspunkte. So sollen die
Belange und Interessen der äl-
teren Kolleginnen und Kolle-
gen stärker berücksichtigt wer-
den. Es liegt auf der Hand, dass

sich auch in der GdP-Mitglied-
schaft die demografischen Verän-
derungen widerspiegeln. Das hat
Konsequenzen für die wirtschaft-
liche und soziale Situation. Viele
Kolleginnen und Kollegen zeigen
aber auch nach dem aktiven
Arbeitsleben einen ausgespro-
chen erfreulichen „Tatendrang“.

Es geht also darum, für die
Zukunft den Platz für die
Seniorenarbeit – und insbeson-
dere der „Seniorenarbeit vor
Ort“ – innerhalb der GdP neu zu
bestimmen.

Eine Gewerkschaft, die mit

der Zeit geht, versteht sich als
Partner ihrer Mitglieder. Ein
wichtiges Ziel ist darin zu sehen,
die Mitglieder durch möglichst
viele Angebote an sich zu binden
und somit die Durchsetzungs-
kraft der Gewerkschaft zu stär-
ken. Diese Angebote müssen sich
entsprechend der vielfältigen
Erwartungen auf viele Arbeits-
und Lebensbereiche beziehen
und sich überdies an den jeweili-
gen Lebensphasen der Mitglie-
der orientieren.

Unsere Mitglieder sind immer
dann zufrieden und stehen zu

ihrer GdP, wenn deren Erwar-
tung mit der selbst so erlebten
Realität übereinstimmt. Das
wird nur gelingen, wenn die Or-
ganisation diese Erwartungen
kennt, sich damit auseinander
setzt und bestrebt ist, Angebo-
te zu entwickeln, die dann
wiederum den Wünschen, Be-
dürfnissen und Erwartungen
der Mitglieder entsprechen.

An diesen Gedanken orien-
tiert, hat die Arbeitsgruppe ih-
ren Auftrag erfüllt. Der Bun-
des-Seniorenvorstand hat auf
seiner Sitzung am 27./28. April
2004 in Berlin das „Aktiv-
programm für Senioren“ verab-
schiedet, und dem Geschäfts-
führenden Bundesvorstand mit
der Empfehlung zugeleitet, es
als Umsetzung des Kongress-
beschlusses E53 anzunehmen.

Wir werden weiter darüber
berichten.

Bis zum nächsten Mal euer
Heinz Blatt

Vorsitzender der
Seniorengruppe (Bund)

Auf der Sitzung des Bundes-
Seniorenvorstandes im April in
Berlin wurde das „Aktiv-
programm“ verabschiedet. Ge-
spräch am Rande: (v. l. n. r.)
Dieter Gier, Vorsitzender des
Landesseniorenvorstandes NRW,
Klaus Stellmacher, Vorsitzender
des Seniorenvorstandes des Be-
zirks BKA, Bernhard Witthaut, zu-
ständig im GBV für Senioren und
Heinz Blatt, Vorsitzender des
Bundesseniorenvorstandes.

Fotos (3): Tetz

Aktivprogramm vorgestellt
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Das Methusa-
lem Komplott

Frank Schirrmacher hat in
seinem Buch „Das Methusa-
lem-Komplott“ eindrucksvoll
b e s c h r i e -
ben, dass
das Altern,
diese angst-
b e s e t z t e
und zutiefst
verleumde-
te Lebenser-
fahrung des
Menschen,
zunehmend
zum Massenphänomen wird.

Die Politik, die lediglich in
Lebenszyklen von Legislatur-
perioden denkt, nimmt das
Problem des Alterns als „de-
mografischen Faktor“ wahr,
reagiert ansonsten jedoch re-
lativ hilflos auf dieses Phäno-
men.

50-jährige werden in der
Wirtschaft oft schon als Un-
zurechnungsfähige behandelt,
die man „freisetzen“ müsse.

In der Werbung reduziert
sich das Interesse an dieser
Problematik – überspitzt  aus-
gedrückt – oft nur in Verbin-
dung mit Potenz- und Blasen-
schwäche.

Die GdP ergreift die Chan-
ce, zumindest für Teilbereiche
die Macht des Alters und des
Alterns zu entdecken.

Als Noch-Aktiver (Jahr-
gang 1943) hatte ich Gelegen-
heit, für den Landesbezirk
Rheinland-Pfalz in der Ar-
beitsgruppe „Aktivprogramm
Senioren“ mitzuarbeiten.

Mein Dank gilt der GdP,
die mit diesem Programm ein
breit gefächertes Angebot an
Aktivitäten, Hilfestellungen
und Betreuungskonzepten
für Senioren, aber auch für

Als langjähriger Vorsitzen-
der des GdP-Bundeskontroll-
ausschusses habe ich die Ent-
wicklung der Seniorengruppe
mit verfolgt und begleitet.
Heute können wir stolz auf
diese Personengruppe sein,
die mit großem Engagement
die Interessen unserer Se-
niorinnen
und Seni-
oren ver-
tritt und
mit dazu
entschei-
dend bei-
trägt, dass
die Mit-
g l i e d e r
nach ih-
rem Aus-
scheiden aus dem aktiven
Dienst bei „ihrer Gewerk-
schaft der Polizei“ nicht ver-
gessen sind.

Mit dem „Aktivprogramm
für Senioren“ gibt die GdP
weitere Tipps und Hinweise
für eine aktive Gestaltung der
Seniorenarbeit.

Ich bin stolz darauf, an die-
sem Programm mitgearbeitet
zu haben und wünsche der
Umsetzung viel Erfolg, um die
Betreuung unserer älteren
Mitglieder weiter zu verbes-
sern.

Wolfgang Menzel, Polch

Aktive, offeriert. Sie bringt
damit zum Ausdruck, dass sie
für die Kolleginnen und Kol-
legen nicht nur in ihrem Be-
rufsleben, sondern auch nach
ihrem Ausscheiden aus dem
aktiven Dienst Verantwor-
tung zeigt, sie ernst nimmt und
sie „nicht im Regen stehen“
lässt.

Rainer Blatt, Urbar

Das Aktiv-
programm
miterarbeitet

Altersrassismus

Frank Schirrmacher, 44, Her-
ausgeber der „Frankfurter Allge-
meine“, sieht eine Revolution he-
raufziehen: Jung gegen Alt oder
umgekehrt! „Jeder, der in dieser
Gesellschaft in den nächsten 40
Jahren alt wird, wird für diese Ge-
sellschaft ein Problem werden.“
Das klingt vorwurfsvoll, ist aber
nur eine Feststellung, auf die er
seine Thesen aufbaut. Mit ihnen
beschreibt und geißelt er den
Jugendwahn, der nach seiner Mei-
nung nicht nur Altersdiskrimi-
nierung, sondern sogar Alters-
rassismus hervorbringt. In seinem
Buch läuft alles auf einen geistig-
moralischen Generationenver-
trag hinaus, der deshalb nicht nur
die materielle oder soziale Kom-
ponente umfassen darf. Eine Fra-
ge bleibt offen: Ab wann gehört
man zu den Alten? Darauf weiß
nur Dieter Hildebrandt die Ant-
wort. Auf seinem 70. Geburtstag
vor sieben Jahren konterte er die
Frage nach seinem Befinden: „Ist
das Alter schon da – oder kommt
es erst?“

Frank Schirrmacher:  „Das
Methusalem-Komplott“, Karl-
Blessing-Verlag, 16 Euro (gleich
nach dem Erscheinen schon in
den Sachbuch-Bestsellerlisten zu
finden.)                        Dieter Block

Kurznachrichten

Neuer Seniorenvorstand
in Thüringen

Auf der Landesseniorenkon-
ferenz am 5. Mai in Erfurt wurde
ein neuer Vorstand gewählt: Vor-
sitzender wurde Karl-Heinz Hof-
mann von der KG Suhl, sein Stell-
vertreter Dieter Johannes von der
KG Erfurt.

Für eine altersgerechte
Gesellschaft

„Altersgerechte Gesellschaft –
Altersdiskriminierung Alters-
sicherung“ waren die Kern-
themen einer gemeinsamen Sit-
zung der Seniorenvertreter der
DGB-Gewerkschaften, des Bun-
des der Ruhestandsbeamten,
Rentner und Hinterbliebenen
und dem Vorstand der Arbeitsge-
meinschaft SPD  60plus am 11.
Mai 2004 in Kassel.

Für die GdP nahm unser
Bundesseniorenvorsitzender
Heinz Blatt an dieser Tagung teil,
der mit die Auffassung vertrat,
dass ältere Menschen nicht taten-
los zusehen wollen, wie alles weg-
gefegt wird, wofür sie sich Jahr-
zehntelang eingesetzt, wofür sie
gearbeitet haben.

Ein Sehbehinderter ist im All-
tag ohne Brille ebenso verlassen
wie ein Hörgeschädigter ohne
Hörgerät. Eine Vielzahl so ge-
nannter Hilfsmittel ermöglicht es
Menschen, mit ihrem Handicap
besser zu leben.

Die Ratgeber-Broschüre
„Hilfsmittel“ gibt Orientierung bei
den wichtigsten Fragen: Welche
Hilfsmittel können in Anspruch
genommen werden? Was ist beim
Beantragen zu beachten? Was be-
deutet das Sachleistungsprinzip für
die Beschaffung und wann sind
Zuzahlungen zu leisten? Wie sieht
es mit Zweitausstattung, individu-
eller Anpassung, Reparatur und
Betriebskosten aus? Vor allem
aber wird auf die entscheidende
Frage eingegangen, welche Lei-

stungsträger für die jeweilige Situ-
ation zuständig sind und welche
Hilfsmittel von wem finanziert
werden.

Außerdem gibt die Broschüre
Ratschläge, wie man sich gegen
eine ablehnende Entscheidung zur
Wehr setzen kann und bietet ein
ausführliches Adressverzeichnis,
eine Liste mit weiterführender Li-
teratur sowie eine Auflistung der
wesentlichen Rechtsvorschriften.

Ratgeber „Hilfsmittel“ 9,80
Euro inklusive Versand- und
Portokosten (2 Euro) gegen Rech-
nung beim:
Versandservice des vzbv,
Postfach 11 16,  59930 Olsberg,
Tel:  0 29 62 – 90 86  47
Fax: 0 29 62 – 90 86  49
E-Mail: versandservice@vzbv.de
www.ratgeber.vzbv.de

Ratgeber „Hilfsmittel“

Rainer Blatt

Wolfgang Menzel
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Die Angehörigen des Polizei-
vollzugsdienstes werden regel-
mäßig mit Belastungssituationen
konfrontiert. Zwar kommen ex-
treme Fälle wie der Amoklauf in
Erfurt, die Geiselnahmen in
Gladbeck und Aachen, die
Mordanschläge in Dortmund
und Recklinghausen oder das
Flugzeugunglück von Überlin-
gen statistisch gesehen selten vor,
doch sind auch weniger spekta-
kuläre Einsätze – z. B. Verkehrs-
und Arbeitsunfälle, Gewalt- und

Missbrauchsdelikte, Selbst-
tötungsfälle oder rechtsextremis-
tische Aufmärsche – durchaus
belastend und können tiefe Spu-
ren in der Erinnerung der betrof-
fenen Beamtinnen und Beamten
hinterlassen – verbunden mit ei-
genen Emotionen wie Angst,
Mitleid, Ekel oder Hilflosigkeit.
Ärzte, Psychologen und Seelsor-
ger bestätigen, dass es einen gro-
ßen Bedarf an Aufbereitung be-
lastender Einsatzsituationen der
Polizei gibt.

Der Fachbereich Polizei der
Verwaltungsfachhochschule
Schleswig-Holstein hat sich des

Themas angenommen. Initiiert
und gefördert durch den Freun-
deskreis zur Unterstützung der
Landespolizei e.V. startete er
Mitte 2002 das Projekt „Grenz-
situationen“: In zehn Seminar-
veranstaltungen ging es dabei vor
rund 3 000 polizeiinternen und -
externen Teilnehmerinnen und
Teilnehmern bis September 2003
um die interdisziplinäre Aufbe-
reitung von Belastungssituati-
onen durch unmittelbar Betrof-

fene, Vorgesetzte und
Experten sowie um
die Weiterentwicklung
vorliegenden Erfah-
rungswissens zu einem
strukturell-professio-
nellen Einsatzmana-
gement.

Eine Auswahl der
Projekt-Beiträge wur-
de in dem Buch
„Ernstfälle“ zusam-
mengefasst, analysiert
und bewertet. Im Mit-
telpunkt aller Überle-
gungen stand dabei
stets die psychosozia-
le Hilfe. Daneben geht
es jedoch auch um
strategisch-taktische
und rechtliche Aspek-
te sowie um Fragen
der polizeispezifi-

schen Aus- und Fortbildung auf
diesem Gebiet.

„Ernstfälle“, Hartmut Brenn-
eisen, Gaby Dubbert und
Stephan Schwentuchowski,
VERLAG DEUTSCHE POLI-
ZEILITERATUR GMBH , 1.
Auflage 2003, 352 Seiten, Bro-
schur, 24,90, Euro, 45,- sFr., ISBN
3-8011-0491-5, Buchvertrieb,
Forststraße 3a, 40721 Hilden,
Tel.: (0211) 71 04 – 212
Fax: (0211) 7104 – 270
E-Mail:
vdp.buchvertrieb@vdpolizei.de
www.vdpolizei.de

Ende April erschien das neue
WSI-Tarifhandbuch 2004. Das
sind die wichtigsten Inhalte:

Das Tarifhandbuch 2004 ent-
hält eine Tarifchronik und die
wichtigsten Tarifabschlüsse für
2003. Eine Einführung in das Ta-
rifsystem gibt einen kompakten
Überblick für alle, die sich in das
Feld der Tarifpolitik einarbeiten
wollen. Im diesjährigen Schwer-
punktthema geht es um die Ana-
lyse der (Flächen-)Tarifvertrags-
systeme in Europa. In branchen-
übergreifenden Tabellen steht
das Wichtigste zu Tarifvergü-
tungen, Arbeitszeiten, Urlaub.

Für 50 Wirtschaftszweige in
West und Ost werden ausgewähl-
te tarifliche Regelungen und
Leistungen dokumentiert.

Ein Glossar erläutert über 140
tarifpolitische Fachbegriffe von
„Allgemeinverbindlichkeit“ bis
„Zulagen/Zuschläge“.

WSI-Tarifhandbuch 2004,
Bund Verlag Frankfurt/Main
2004, 278 Seiten, 14,90 Euro,
WSI in der Hans Böckler Stif-
tung, Hans Böckler Straße 39,
40476 Düsseldorf,
Telefon: (0211) 77 78 – 248
Telefax: (0211) 77  78 – 250
E-Mail:
baerbel-kirchner@wsi.de

Zunehmende internationale
Verbindungen auf allen Gebie-
ten, wachsender grenzüber-
schreitender Verkehr, grenzüber-
schreitende Kriminalität, inter-
nationale Einsatz- und Ermitt-
lungsunterstützung, bi- und mul-
tilaterale Dienststellen und
Verbindungsbüros sowie in-
ternationaler Erfahrungsaus-
tausch erfordern allgemein- und
fachsprachliche Kompetenzen
der beteiligten Polizeibeamten.

Die Neuauflage des bewähr-
ten Fachwörterbuches (englisch
– deutsch/deutsch – englisch) für

Englisch für
die Polizei

die Polizei hat im Vergleich zur
Vorauflage ein größeres Format,
eine Umfangserweiterung von
ca. 100 Seiten und im Anhang
haben die Autoren Verkehrszei-
chen, Dienstgrade, Ländernamen
und Feiertagen angefügt. Insge-
samt enthält dieses Wörterbuch
ca. 20 000 Begriffe und Wendun-
gen.

Zusammen mit It’s All Part of
the Job – Lehrbuch und It’s All
Part of the Job – Sprachführer
liegt damit ein umfassendes Pro-
gramm zum Erwerb der polizei-
lichen Fachsprache für den Um-
gang mit Englisch sprechenden
Personen vor.

It’s all part of the job – Eng-
lisch für die Polizei – Ein Wör-
terbuch, Norbert Brauner, Dieter
Hamblock, Friedrich Schwindt
und Udo Harry Spörl, VERLAG
DEUTSCHE POLIZEILITE-
RATUR GMBH, 2. Auflage
2004, 432 Seiten, Kunststoffein-
band, 16,50 Euro, 29,40 sFr.,
ISBN 3-8011-0492-3
Buchvertrieb, Forststraße 3a,
40721 Hilden,
Telefon: (0211) 7104 – 212
Telefax: (0211) 7104 – 270
E-Mail:
vdp.buchvertrieb@vdpolizei.de
www.vdpolizei.de

Die Fälle – ob spektakulärer
Mord, Kurpfuscherei, das letzte
Duell in Leipzig, betrügerische
Manipulationen an Geldspielau-
tomaten, die Einbalsamierung des
Herzogs von Sachsen-Altenburg,
Schriftexpertisen bei Fälschungen
oder die ersten Versuche, einem
unehelichen Kind bei der Suche
nach seinem Vater behilflich zu
sein – sind ausnahmslos spannend
erzählt. Es entsteht ein lebendi-
ges Bild von skurrilen Verbrechen
und von der abwechslungsreichen
Arbeit des bedeutenden Leip-
ziger Gerichtsmediziners Profes-
sor Richard Kockel.

Sezierte Wahrheit. Professor
Kockels authentische Fälle,
Friedrich Herber, Militzke Verlag,
Reihe S, 224 Seiten, 30 Abb., For-
mat 12,5 x 19,0 cm, ISBN 3-86-
189-602-8, 7,90 Euro

Ernstfälle –
Professionelles
Einsatzmanage-
ment der Polizei in
Grenzsituationen

WSI-Tarifhandbuch
2004

Abenteuer
Gerichtsmedizin


